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§   1. 

Einleitung. 

Mag  auch  das  griechische  Recht,  wie  es  einst  in  den  Städten 
und  Staaten  des  alten  Hellas  geübt  und  gepflegt  wurde,  weit 
weniger  auf  die  Entwickelung  des  europäischen  und  insbesondere 
des  deutschen  Rechts  von  Einfluß  gewesen  sein  als  etwa  das 
römische,  so  hat  dennoch  das  Griechentu  n  in  seiner  Gesamtheit 
wie  namentlich  durch  seine  Einzelpersörlichkeiten  eine  keines- 
wegs unbedeutende  Rolle  in  der  Rechtsgeschichte  gespielt.  Und 
es  sollen  im  folgenden  auch  nicht  die  Gesetzesbestimmungen, 
wie  sie  tatsächlich  einst  in  einem  griechischen  Gemeinwesen 
zur  Anwendung  gelangten,  den  Gegenstand  der  Untersuchung 
bilden,  sondern  die  strafrechtlichen  Norman,  die  Plato  in  seinen 
„Gesetzen"  für  ein  ihm  vorschwebendes  Sraatswesen  niedergelegt 
hat.  Gerade  die  griechischen  Philosophen  iber  sind  es,  die  ihrem 
Vaterlande  und  ihrer  Zeit  den  ehrenvolle!  Platz  in  der  Rechts- 
geschichte gesichert  haben.  Sokolowski  hat  in  der  Einleitung 
zu  seiner  „Philosophie  im  Privatrecht" i)  nachgewiesen,  wie  zahl- 
reiche von  den  klassischen  römischen  Jurisien,  durch  das  Studium 
der  griechischen  Philosophie  vorgebildet,  auf  dieser  Grundlage 
ihre  Rechtssysteme  aufbauten,  und  er  hat  an  späterer  Stelle^) 
die  Bedeutung  gerade  der  platonischen  Lehre  für  die  römische 
Rechtswissenschaft  dargelegt.  Wie  Sokolowski  im  Privatrecht, 
so  hat  Löffler  im  Strafrecht  auf  den  Einfluß  eines  Plato  und 
Aristoteles  bei  der  Entwickelung  des  romischen  Rechts  hin- 
gewiesen^). Durch  die  römischen  Juristen,  die  Lehrmeister  der 
modernen  Welt,  haben  die  griechischen  Philosophen  gestaltend 
auf  das  Recht  eingewirkt. 

Allein   das   Ansehen,   das   Plato  als  Philosoph   unter  den 
Juristen  genossen  hat,  bürgt  nicht  dafür,  daß  er  auch  selbst  als 

1)  Band  I  S.  7  ff. 

2)  A.  a.  O.  S.  28  ff. 

3)  Schuldformen  des  Strafrechts  S.  69. 
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praktischer  Gesetzgeber  gleich  Bedeutsames  geleistet  hat,  und 
es  drängt  sich  die  Frage  auf:  Wird  ein  solches  der  Gedanken- 
welt eines  Philosophen  entsprossenes  Gesetzeswerk  einen 
juristischen  Wert  beanspruchen  dürfen?  Die  Zweifel  werden  sich 
verringern,  wenn  wir  einen  Blick  werfen  auf  die  Stellung,  welche 
die  „Gesetze"  unter  den  platonischen  Schriften  einnehmen. 

In  seinen  Büchern  vom  „Staate"  hat  Plato  den  Idealstaat 
gezeichnet,  in  dem  der  Weise  regiert  und  jeder  Bürger,  unter 
Hintansetzung  der  Forderungen  seiner  leiblich-sinnlichen  Natur 
nur  der  Idee  des  Guten  nachstrebend,  die  höchste  Glückselig- 
keit auf  Erden  genießt^).  Aber  der  alternde  Philosoph  wurde 
sich  dessen  voll  bewußt,  daß  die  Verwirklichung  dieses  Ideal- 
staates in  der  Welt  der  Erscheinungen  eine  Unmöglichkeit  sei, 
und  so  entwirft  er  in  den  „Gesetzen"  das  Bild  jenes  zweitbesten 
Staates,  der,  „träte  er  in  die  Wirklichkeit,  wohl  dd^avaolag 
iyyvtaTü,  der  Unsterblichkeit,  d.  h.  der  göttergleichen  Einrichtung 
des  Idealstaates,  am  nächsten  käme"^).  Nicht  Göttersöhnen, 
sondern  Menschenentsprossenen^)  schreibt  Plato  seine  „Gesetze",, 
und  diese  realere  Grundlage  des  Werkes  gegenüber  den  früher 
entstandenen  platonischen  Schriften  lassen  seine  Darlegungen 
auch  über  den  Rahmen  philosophischer  Studien  hinaus  interessant 
und  wertvoll  erscheinen.  Wenn  wir  auch  nie  vergessen  dürfen, 
daß  ein  Philosoph  die  „Gesetze"  geschrieben  hat,  so  sind  diese 
doch  für  ein  Staatswesen  gegeben,  das  auf  Erden  existieren  soll, 
und  bieten  deshalb  neben  dem  philosophischen  auch  einen 
juristischen  Wert.     Es    kommt   hinzu,    daß    Plato    lange   Jahre 


1)  über  das  Verhältnis  von  Piatos  „Staat"  und  „Gesetzen"  vgl. 
Zeller,  Philosophie  der  Griechen,  II  S.  809  ff.  und  Gomperz,  Griechische 
Denker,  II  S.  514.  — Auch  Ritter,  der  in  seiner  „Geschichte  der  Philosophie" 
die  Stellung  der  beiden  Schriften  zu  einander  etwas  anders  als  gewöhnlich 
beurteilt,  gibt  zu,  daß  unserem  Philosophen  „sein  Staat  für  die  gegen- 
wärtigen Verhältnisse  unter  den  Menschen  unausführbar  erscheint"  (Bd.  II 
S.  485),  während  die  Vorschriften  der  „Gesetze"  „mehr  die  Wirklichkeit, 
von  welcher  das  Einzelne  abhängig  ist,  berücksichtigen  mußten"  (a.  a.  O. 
S.  484). 

2)  „Gesetze"  V  S.  739  E. 

3)  IX  S.  853  C. 
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seines  Lebens  am  Hofe  in  Syrakus  gelebi  und  dort  den  jüngeren 
Dionysius  bei  der  Regierung  unterstützt  und  beeinflußt  hat,  so 
daß  ihm,  als  er  an  seinem  Lebensabend  die  „Gesetze"  schrieb, 
auch  in  Rechtsfragen  eine  praktische  Erfahrung  zur  Seite  stand, 
die  ihn  wie  keinen  anderen  zu  dem  B€rufe  des  Gesetzgebers 
geeignet  erscheinen  läßt. 

NaturgemäßschwebteunseremPhilos3phen  bei  der  Abfassung 
der  „Gesetze'*  das  Recht  seiner  Heimat,  das  griechische  und 
speziell  das  attische  Recht  vor,  und  zwar  gerade  in  grundlegenden 
Betrachtungen,  in  den  Fragen  nach  Ursache  und  Zweck  allen 
Rechtes,  begegnet  Plato,  worauf  U.  v.  Wllamowitz  hingewiesen 
hat,  den  Anschauungen  seiner  Landsleuti.  „Das  attische  aus- 
gebildete Recht  geht  von  dem  absolut  Gerechten  aus:  die  Moral 
ist  auch  hier  das  Maßgebende.  Die  Rechtsordnung,  die  wir 
Staat  nennen,  erscheint  dazu  geschaffen,  der  Gerechtigkeit  zur 
allgemeinen  Herrschaft  zu  verhelfen.  Dese  sucht  Piaton,  und 
das  zwingt  ihn,  den  Staat  zu  untersuchen;  seine  philosophische 
Spekulation  führt  ebenso  wie  seine  Etliik  nur  aus,  was  das 
Denken  und  Fühlen  des  Volkes  seit  Jahrhunderten  begonnen 
hatte"^).  Aber  auch  in  rechtlichen  Ein  ^elf ragen  können  wir 
häufig  eine  Übereinstimmung  der  platonischen  Lehre  mit  den 
Vorschriften  des  attischen  Rechtes  fests;ellen,  hat  doch  Plato 
geradezu  das  Bestreben,  durch  Anlehnung-  an  die  attischen  Ein- 
richtungen seine  „Gesetze"  praktisch  v.Twendbar  zu  machen. 
Allein  so  oft  Plato  auch  die  Regeln  de^  in  seinem  Vaterlande 
geltenden  Rechtes  übernommen  hat,  erscheinen  sie  doch  in 
seinen  „Gesetzen"  feiner  durchgebildet  und  von  einem  höheren 
Standpunkte  aus  betrachtet,  als  ihn  die  praktischen  Richter  und 
Rechtslehrer  seiner  Zeit  einzunehmen  vemochten.  So  sind  die 
„Gesetze"  allerdings  auf  den  Grundanschauungen  des  platonischen 
Zeitalters  aufgebaut,  trotzdem  aber  beanspruchen  sie  neben  dem 
rechtshistorischen  Interesse  jene  Wertschätzung,  die  uns  die 
Gedanken  eines  die  Zeiten  überragenden  Geistes  stets  abringen 
in  Fragen,  die  gleichfalls  die  Völker  übe -dauern. 

1)  U.  V.  Wilamowitz-Moellendorff  in  Mornnsen,  Zum  ältesten  Straf- 
recht der  Kulturvölker,  S.  24. 
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§2. 

I.  Grund  und  Zweck  der  Strafe. 

Als  Zweck  aller  Gesetzgebung  und  Zweck  des  Staates  wird 
von  Plato  auch  in  den  „Gesetzen"  f)  äget)],  die  sittliche  Voll- 
kommenheitO  bezeichnet,  „die  Tugend  seiner  Bürger,  die  Glück- 
seligkeit des  Volksganzen**-).  Die  Erreichung  dieses  Staats- 
zweckes streben  alle  Einrichtungen  des  Staates  an,  indem  sie 
die  Bürger  dahin  zu  erziehen  suchen,  das  Böse  zu  meiden  und 
die  Tugend  zu  üben.  Der  ideale  Staatsbürger  wäre  für  Plato 
freilich  jener,  der  vermöge  seiner  Erkenntnis  das  Gute,  die 
Tugend  verstehen  und  sie  deshalb  üben  würde-^).  Für  diesen 
bedürfte  es  keiner  Gesetze.  Aber  der  Philosoph  ist  überzeugt, 
daß  es  diesen  Idealbürger  niemals  oder  nur  ganz  ausnahmsweise 
geben  wird;  mithin  müssen  die  Menschen  erst  zur  Tugend 
erzogen  werden,  und  dies  ist  der  Grund  und  der  Zweck  des 
einen  Teils  aller  Gesetze-*).  Durch  Belehrung  sucht  der  Staat 
also  zunächst  auch  auf  den  verbrecherischen  Hang  einzuwirken, 
er  sucht  die  Bürger  zu  überzeugen,  daß  die  Rechtsverletzung 
der  Tugend  widerspreche,  und  daß  ein  jeder  aus  diesem  Grunde 
die  Neigung  zum  Bösen  bekämpfen  müsse,  so  sehr  bekämpfen, 
daß  er  lieber,  fürchtet  er  zu  unterliegen,  freiwillig  aus  dem 
Leben  scheiden  solle,  ehe  er  der  Tugend  zuwiderhandle''^). 

1)  Ausgeführt  ist  dies  namentlich  I  S.  630  E,  631  A,  darauf  verwiesen 
III  S.  688  A,  IV  S.  707  D.  Deutlich  IV  S.  718  C:  BovXoifiriv  äv  ai}Tovg 
6)g  ti^n:eideOTdTovg  jigög  dpfir>>  elva(,  xal  dfj?.ov  ort  Jteigdaetac  vovio  6 
voao&tTr}g  iv  dudoy  ^lotelv  rr}  i'o,aodeotQ,  und  Xll  S.  963  A. 

2)  Zeller,  a.  a.  O.  S.  759.  —  Vgl.  Gomperz,  a.  a.  O.  S.  500:  „Die 
gesamte  Politik  wird  als  Erziehungsmittel,  als  Behelf  der  Vervollkommnung 
betrachtet'*.  —  Ritter,  a.  a.  O.  S  497. 

3)  IX  S.  875. 

*)  IX  S.  880  D,  E. 

5)  IX  S.  854C.  —  An  anderer  Stelle  (IX  S.  873  C)  erklärt  Plato 
den  Selbstmord  für  strafbar,  abgesehen  von  einzelnen  Fällen,  in  denen 
der  Selbstmörder  einen  wichtigen  Grund  zur  Tat  hat.  Als  einen  solchen 
bezeichnet  Plato  auch,  wenn  der  Täter  „durch  ein  sehr  schmerzliches, 
unentfliehbares  Geschick,  das  ihn  betraf,  dazu  gezwungen  wurde".  Hierher 
dürfte  auch  der  obige  Fall  zu  zählen  sein. 
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Allein  die  Betrachtung  der  Schwache  der  menschlichen 
Natur  läßt  den  Philosophen  erkennen,  daß  es  auch  in  seinem 
Staatswesen  Bürger  geben  könne,  bei  denen  die  rein  ethischen 
Gründe  nicht  ausreichend  wären,  um  sie  zur  Pflege  der  Tugend 
und  zur  Unterlassung  des  Bösen  anzuspDrnen.  Eben  jene  Er- 
wägung, die  zuvor  für  den  praktischen  Wert  der  „Gesetze*'  ins 
Feld  geführt  wurde,  daß  sie  nicht  Göttersöhnen,  sondern 
Menschenkindern  geschrieben  seien,  läßt  Plato  zu  dieser  für  ihn 
schmerzlichen  Erkenntnis  gelangen^)  und  überzeugt  ihn,  daß 
^vfutaaa  r)  rrjg  dvd'Qcojtlvrjg  (pvoscog  cMMvBia  ein  schärferes 
Mittel  zur  Erreichung  des  Staatszweckes  erforderlich  macht.  Es 
kommt  hinzu,  daß  neben  dem  vollberech  igten  Bürger  im  Staate 
Menschen  wohnen,  die  der  vortrefflichen  Erziehung  nicht  teil- 
haftig geworden  sind:  die  Fremden  un«!  die  Sklaven.  Wenn 
schon  im  ganzen  Altertum,  wie  auch  in  einem  großen  Teile 
des  Mittelalters  in  dem  Landesfremden  ein  Mensch  niederer  Art 
erblickt  wurde,  wieviel  mehr  muß  Plato  einen  Bewohner  des 
Gesetzesstaates,  der  dessen  Erziehung  nicht  genossen,  als  minder- 
wertig gegenüber  dem  eingesessenen  Bürger  ansehen!  Von 
diesen  Fremden  darf  der  Gesetzgeber  nicht  erwarten,  daß  sie 
die  ihnen  aus  allen  Staatseinrichtungen  entj^egenleuchtende  Lehre: 
Du  sollst  die  Tugend  üben!  verständen.  In  erhöhtem  Maße 
gilt  dies  natürlich  für  die  Sklaven.  Uffi  all  diese  zur  Tugend 
anzuhalten,  bedarf  es  des  zweiten  Teils  sller  Gesetze,  der  Straf- 
gesetze'-^),  die  im  Gegensatz  zu  den  auf  di«i  Erziehung  gerichteten 
Bestimmungen  die  Pflege  der  Tugend  nicht  direkt  bezwecken, 
sondern  indirekt  den  gleichen  Erfolg  zu  fördern  suchen,  indem  sie 
bemüht  sind,  die  Menschen  vom  Unrecht  fernzuhalten.  So  begründet 
und  rechtfertigt  die  Notwendigkeit,  die  Vervollkommnung  der 
verschiedenen  Staatsbewohner  in  der  Ttgend  als  Staatszweck 
zur  Durchführung  zu  bringen,  die  Anweniiung  des  Strafgesetzes. 


1)  IX  S.  853  C  ff. 

2)  IX  S.  853   D  ff.:  Cov  (^ivov  xai  dovXoyi)  tvexa  f^vev  ßd/uova,  öjtwag 
dt   y.al    ^f^ijiaoav  Tr)V  Tfjg   dvi^QC)n;ivr)g   q:va£(Oi    dod^evetav  ei^kaßovfievogy 

^Q(b    TÖV  T(ÖV   [eQOOV?MV   JZtQi   VÖfXOV  Zal   TÖ)V    äk)0)V   -TidlTWl'   X(~)V    TOlOVtdiVf 

Soa  övoiava  y.al  dviava.  —  Vergl.   IX  S.  880  E. 
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Seiner   nächsten   Bestimmung,    das   Unrecht  zu  verhüten, 
sucht   das   Strafgesetz   in   dreierlei   Weise  gerecht   zu   werden! 
und  einen  dreifachen  Zweck  verbindet  Plato  mit  der  Strafrechts- 
norm.    In   erster   Linie   stellt   sie   der   Gesetzgeber   djvovQOJtrjg 
Evexa  aufi).    Das  Strafgesetz  soll  die  Begehung  von  Verbrechen 
abwenden.      Diese    Absicht,    unter    der    Plato    den   Zweck   der 
Generalprävention   verstanden   wissen  will,   verfolgt  einmal  die 
Strafandrohung   allein;   denn  Plato   bezeichnet   die  Strafgesetze 
als  die  Gesetze,  die  man  geben  müsse  „vorbauend  und  drohend"-), 
und  die  „der  Gesetzgeber  notgedrungen  aufstellen  dürfte,   von 
denen    er    wünscht,    daß  sie  nie  zur  Anwendung  kommen** 3). 
Also  auch  ohne  praktisch  durchgeführt  zu  werden,  soll  das  Straf- 
gesetz auf  die  Menschen  einwirken;   es  soll  die  Strafandrohung 
die  Staatsbewohner  von  der  Begehung  des  Unrechts  abschrecken. 
Aber    auch    der   Strafvollzug    dient   der  Abwendung   künftiger 
Delikte,   indem   er  von   deren   Verübung   abzuschrecken  sucht. 
Diesen  Gedanken  bringt  Plato  zum  Ausdruck,  wenn  er  von  dem 
Tempelräuber,    an    dem    die    Todesstrafe  vollstreckt   ist,    sagt: 
„Anderen  wird  er  als  Beispiel  nützlich  werden,  wenn  er  seines 
guten    Rufes     vedustig   geht    und   jenseits    der   Grenzen     des 
Landes   verschwindet"-^).     Die  Abschreckung  sowohl  durch  die 
Strafdrohung  wie  durch   den  Strafvollzug  ist  der  erste  Zweck 
der  Strafe. 

In  zweiter  Linie  stellt  der  Gesetzgeber  die  Strafrechtsnorm 
'/Bvo^dvcov  7ioXdoB(x)q  svsxa^)  auf.  Läßt  sich  trotz  der  ab- 
schreckenden Drohung  des  Strafgesetzes  ein  Staatsbewohner  zu 
emer  Rechtsvedetzung  hinreißen,  so  soll  die  Strafe  für  das 
Geschehene  eintreten.  Noch  einmal  wird  hier  die  abschreckende 
Bestimmung  des  Strafvollzuges  erkennbar,  diesmal  in  seiner 
Einwirkung  auf  den  Täter  selbst.     „Wenn  jemand  ein  Unrecht, 

^)  IX  S.  853  C.  —  Vgl.  zu  dem  folgenden  Platner  in  der  Zeitschrift 
für  die  Alterthumswissenschaft  1844,  S.  676  ff. 

2)  IX  s.  853  B:  c^ore  deiv  voinoOerelv  .^QoxaTcua/ißdvovTa  xal 
a.iti/.ovin;a,  idv  xi.g  votomog  yiyvrjvai. 

3)  IX  S.  880  E. 
*)  IX  S.  854  E. 
^)  IX  S.  853  C. 
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groß  oder  klein,  beging,  soll  das  Gesetz  ihn  unterweisen  und 
ihn  zwingen,  zu  dergleichen  Tun  in  Zukunft  gar  nicht  oder 
wenigstens  in  weit  geringerem  Maße  uich  zu  erkühnen*'^). 
Aber  nicht  die  uficoQla  ist  es,  die  Strafe  der  Vergeltung,  die 
den  Schuldigen  treffen  soll,  sondern  die  yö?^aotg,  die  Strafe  mit 
dem  Zweck  der  Besserung^),  und  so  wird  neben  den  ersten 
Strafzweck  als  zweiter  die  Besserung  des  bestraften  Verbrechers 
gestellt^).  Nicht  durch  die  Wahl  des  Austiruckes  xökaaiQ  allein 
läßt  Plato  erkennen,  daß  seine  Strafe  auch  auf  den  Besserungs- 
zweck abzielt,  sondern  deutlich  lehrt  ei*  uns,  daß  die  Strafe 
gewöhnlich  eines  von  zweien  bewirke:  „sie  pflegte  nämlich  den, 
der  die  Strafe  erduldete,  besser  oder  weniger  schlecht  zu 
machen"^).  Durch  Abschreckung  und  Besserung  des  Täters 
soll  das  Strafgesetz  auch  den  Zwecken  der  Spezialprävention 
gerecht  werden. 

Aber  so  schmerzlich  es  für  den  Philosophen  sein  mag,  so 
muß  er  sich  doch  zu  der  Überzeugung  bekennen,  daß  es  in 
seinem  Musterstaate  sogar  Elemente  geben  könnte,  die  sich 
weder  durch  die  Maßregeln  der  Erziehung  noch  durch  ab- 
schreckende und  bessernde  Strafen  vorr  Bösen  zurückhalten 
lassen.  Solche  Verbrecher  aus  der  Staatsgemeinde  für  immer 
zu  entfernen,  ist  der  dritte  Zweck  der  Srrafe.  „Bei  wem  aber 
der  Gesetzgeber  inne  wird,  daß  derselbe  durchaus  unheilbar 
ist,  über  den  lasse  er  Gericht  und  Gesetz  walten,  indem  er 
einsieht,  daß  es  für  all  solche  Menschen  selbst  nicht  besser  ist, 
am  Leben  zu  bleiben,  und  daß  sie  wohl  anderen  dadurch  einen 
doppelten  Nutzen  schaffen,  daß  sie  vom  Leben  scheiden,  indem 
sie   sowohl   ihnen   ein   vor  Unrecht   warnendes  Beispiel  geben. 


1)  IX  s.  862  D. 

2)  über  den  auch  von  Aristoteles  ausdrücKüch  anerkannten  Unter- 
schied zwischen  TijLUOQta  und  x6?.aoig  vgl.  Leen  ng,  Zurechnungslehre  des 
Aristoteles,  S.  350. 

3)  Vgl.  hierzu  und  zu  dem  folgenden  H(  rmann,  Über  Grundsätze 
und  Anwendung  des  Strafrechts  im  griechischen  Altertum,  insbesondere 
S.  26  ff. 

4)  IX  S.  854  D,  E. 
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als  auch  den  Staat  von  schlechten  iMenschen  befreien"^).  Es  ist 
der  Gedanke,  daß  ein  unheilbar  krankes.GHed  des  Staatskörpers 
entfernt  werden  muß,  ehe  es  andere  Glieder  ansteckt^),  der  hier 
niedergelegt  ist,  daß  der  unverbesserliche  Verbrecher  unschädlich 
gemacht  werden  muß,  ehe  er  andere  Bürger  durch  seine 
Schlechtigkeit  mitreißt  und  so  auch  bei  diesen  die  Vervollkomm- 
nung in  der  Tugend  erschwert  oder  unmöglich  macht.  Mithin 
soll  die  Strafe  auch  mit  diesem  ihrem  dritten  Zweck  nichts 
anderes,  als  dem  großen  Staatszweck,  der  Tugend  dienen. 

Eine  andere  als  diese  dreifache  Bestimmung  der  Ab- 
schreckung, der  Besserung  und  der  Eliminierung  des  Unverbesser- 
lichen kennt  Plato  für  die  Strafe  der  „Gesetze"  nicht,  und  er  trifft 
somit  im  Endergebnis  seiner  Theorie  mit  vielen  unserer  heutigen 
Strafrechtslehrer  zusammen.  Auch  v.  Liszt  präzisiert  heute  den 
Zweck  der  Strafe  in  den  Stichwörtern:  Abschreckung,  Besserung, 
Unschädlichmachung^).  Abschreckung  der  Gesamtheit  der  Rechts- 
genossen durch  die  Strafdrohung  wie  durch  den  Strafvollzug 
und  durch  letzteren  auch  Abschreckung  oder  Besserung  des 
besserungsfähigen  Verbrechers,  Unschädlichmachung  des  un- 
verbesserlichen. Und  ebenso  klar  wie  die  neueren  Schriftsteller 
vertritt  Plato  seinen  Standpunkt;  denn  ausdrücklich  verwirft  er 
die  alte  Auffassung,,  als  sei  die  Strafe  eine  Vergeltung  für  das 
Verbrechen:  nicht  des  begangenen  Unrechts  wegen  wird  die 
Strafe  vollstreckt,  ov  ydg  vb  ysyovög  dyevr)Tov  sovai  jcove,  sondern 
damit  der  Bestrafte  selbst  und  diejenigen,  welche  seine  Bestrafung 
mitansehen,  in  Zukunft  das  Unrecht  hassen*). 

Irrig  ist  es  aber  m.  E.  auch,  wenn  v.  Liszt  in  einer  früheren 
Auflage  seines  Lehrbuches^)  meinte,  Plato  verlange  in  den 
Leges  „zunächst  Besserung  des  Verbrechers  durch  Einsperrung 
desselben   in   das  Sophronisterium,   wenn   diese  nicht  möglich, 

1)  IX  s.  862  E. 

2)  Ein  Bild,  das,  wie  wir  sehen  werden,  von  Plato  des  öfteren  zur 
Anwendung  gebracht  wird. 

^)  Lehrbuch,  16./17.  Auflage,  1908,  S.  67,  68. 

^)  XI  S.  934  A,  B. 

^)  3.  Auflage,  1888,  S.  7. 
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Abschreckung  oder  Sicherung".  Die  Sichtjrung  kennt  Plato  als 
Strafzweck  nicht;  sein  Gesetzesstaat  ist  durch  andere  Institutionen 
gesichert  genug,  als  daß  die  Strafe  diesen  Zweck  zu  verfolgen 
brauchte.  Die  Staatssicherheit  hat  mit  cer  Vervollkommnung 
der  Bürger  in  der  Tugend  nichts  zu  tur,  und  doch  soll,  wie 
wir  sahen,  die  Strafgesetzgebung  nur  diesem  Staatszweck  dienen. 
Auch  die  von  v.  Liszt  als  Beweis  herangezogene  Wendung: 
„jzoiovvreg  öe  dvögcov  xaxcbv  sqtjiliov  vi]v  jvö^uv"*^)  darf  deshalb 
nicht  dahin  ausgelegt  werden,  daß  die  Entfernung  des  Verbrechers 
die  durch  sein  Vorhandensein  gefährdete  Staatssicherheit  wieder 
garantiere,  ihr  Sinn  ist  vielmehr,  wie  obun  dargelegt,  der,  daß 
seine  Eliminierung  einen  der  Tugend  der  Mitbürger  gefährlichen 
Faktor  aus  dem  Wege  räumen  soll.  Zugleich  dürfen  diese 
Worte  wohl  in  Verbindung  mit  den  IX  S.  853  B,  C  niedergelegten 
Betrachtungen,  daß  schon  der  Gedanke,  in  dem  vortrefflichen 
Gesetzesstaate  könne  überhaupt  ein  Verbrecher  leben,  an  sich 
schimpflich  sei,  dahin  verstanden  werde  i,  daß  der  Tod  des 
Verbrechers  dem  erst  recht  schimpflichen  Zustande  des  wirklichen 
Vorhandenseins  eines  solchen  ein  Ende  Dereite  und  somit  den 
Ehrenschild  des  Staates  gewissermaßen  voi  einem  Makel  befreie, 
eine  Folge  der  eliminierenden  Strafe,  die  zwar  nicht  als  deren 
Zweck  beabsichtigt,  die  jedoch  angeneim  empfunden  wird. 
Aber  auch  die  Zwecke  der  Besserung  und  Abschreckung  führt 
v.  Liszt  hier  in  einer  der  platonischen  Lehre  nicht  entsprechenden 
Reihenfolge  an:  Zunächst  soll  doch  die  Strafdrohung  wirken, 
und  diese  kann  und  soll  es  nur  abschreckend  tun,  später  erst 
und  nur  nötigenfalls  soll  die  Strafe  selbst  ihre  zugleich  ab- 
schreckende und  bessernde  Wirkung  ausüben. 

Plato  entwickelt  also  in  den  „Gesetzen"  eine  relative  Straf- 
rechtstheorie, eine  Feststellung,  die  um  so  wesentlicher  ist,  da 
sie  uns  den  Umschwung  in  seinen  Anschauungen  und  Lehren 
so  recht  vor  Augen  führt.  Denn  in  Piatos  früheren  Schriften 
tritt,  wie  v.  Bar  in  seiner  „Geschichte  des  Strafrechts  und  der 
Straf  rech  tstheorien"  nachgewiesen  hat^),  der  relative  Strafzweck 


1)  IX  s.  862  E. 

2)  §  72. 
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durchaus  zurück;  göttlicher  Befehl  erscheint  als  Grund  der  Strafe, 
und  der  Zweck  der  Vergeltung,  den  Plato  in  den  „Gesetzen" 
so  energisch  zurückweist,  ist  noch  im  „Staate"  erkennbar, 
während  nur  nebenbei  im  „Gorgias"  die  Besserung  des 
Verbrechers  und  Abwendung  des  Unrechts  weniger  als  beabsich- 
tigter, denn  als  erwarteter  Erfolg  erwähnt  wirdi).  Dem  Straf- 
recht des  Gesetzesstaates,  der  ja  auf  Erden  verwirklicht  werden 
soll,  mußte  Plato  einen  realeren  Grund  legen,  als  er  ihn  früher 
in  der  Annahme  eines  göttlichen  Befehls  statuierte,  und  so 
kommt  er  zur  Verwerfung  des  absoluten  Standpunktes.  Dabei 
vermeidet  Plato  jede  Einseitigkeit  und  stellt  General-  und  Spezial- 
prävention als  gleich  bedeutungsvoll  und  gleich  notwendig  neben 
einander.  Das  erhellt  aus  verschiedenen  der  im  vorstehenden 
herangezogenen  Stellen,  am  klarsten  aus  jenem  Satze,  in  dem 
er  den  Vergeltungszweck  verwirft,  wo  er  ausdrücklich  von  der 
Wirkung  der  Strafe  auf  den  Bestraften  selbst,  wie  auch  auf 
diejenigen,  die  seine  Bestrafung  mit  ansehen,  spricht-). 

Wenn  auch  die  Grundlage  der  Strafrechtsphilosophie  der 
„Gesetze",  die  Strafe  aus  einem  Staatszweck  zu  rechtfertigen, 
wie  er  wohl  für  den  Philosophen,  niemals  aber  für  die  Praxis 
existieren  kann,  für  unsere  heutigen  Begriffe  unhaltbar  ist,  so 
bnngt  Plato  dennoch  seine  Theorie  zu  einem  praktisch  brauch- 
baren Abschluß.  Denn  seine  Lehre  von  dem  Zweck  der  Strafe 
ist  durchaus  modern,  und  Plato  ist  mit  ihr  seiner  Zeit  weit 
vorausgeeilt.  Deshalb  hat  auch  gerade  dieser  Teil  der  platonischen 
„Gesetze"  die  größte  Bedeutung  erlangt.  Wie  der  hervorragendste 

1)  Vgl.  V.  Bar  a.  a.  O.  S.  207,  Platner  a.  a.  O.  S.  677. 

^)  XI  S.  933  E  ff.:  dixt)v  de  exaovog  jigög  izdovq)  zö)  xa>iovoy/]aau 
ooypoviOTvos  evexa  ^v,7iof.,evi)v  .T^oöexr^odr«,  ö  ßkv  dvoiq,  y.axovQynoa^ 
dA/.0TQiQ,  .Tet^o?  diä  veÖTi]Ta  i]  xi  xoiomov  ZQr)odfievog,  ilafpooreoav,  ö  öi 
dia  oixetav  ävoiav  i)  didxQdTeiavr)dovo)v^?,v7iöyv  iv  (pößotg  deuolg  r)  ttoiv 
imdv^iuaig  f,  (pdövoig  /]  ^ßolg  övaiäxotg  ytyvöfievog  ßagmegav,  oty,  svexa  rov 
y.ay,omyai  öiöovg  ri^v  ÖUnv,  ot  yäg  xö  yeyovög  dyei^rjxov  eovai.^oxe,  xov 
d  Big  xov  aMig  evexa  XQÖmv  /}  xö  Tzagdjiav  ficofjaat  xr}v  döimav  ai>xöv  xe 
zai  xovg  idövzag  atxov  örAaiov^ievov,  i)  Ico^pfjoac  ßign  tioWi  xrjg  xoiavxn: 
m^^ogag-  s.  oben  S.  14.  -  Vgl.  auch  die  Gegenüberstellung  IX  S.  854  E • 
„t   yag  ßelxlova  ..."  —  ^^xovg  dt  cUXovg  .  .  .". 
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von  Piatos  Schülern,  Aristoteles,  sich  ii  seiner  Lehre  vom 
Strafzweck  vielfach  fast  wörtlich  an  Plato  aigelehnt,  hat  Loening 
ausführlich  dargetan^),  und  auf  den  Einflui  beider,  des  Lehrers 
wie  des  Schülers,  ist  späterhin  auch  de*  Übergang  von  der 
Vergeltungsstrafe  zur  Zweckstrafe  im  römischen  Recht  zurück- 
zuführen^).  Ein  markanter  Beweis  für  cie  hohe  Bedeutung, 
welche  die  Römer  der  platonischen  Lehre  vom  Strafzweck 
beimaßen,  und  für  das  richtige  Verständnis,  das  sie  ihr  entgegen- 
brachten, wird  uns  namentlich  geboten,  v^orauf  v.  Liszt  in  der 
3.  Auflage  seines  Lehrbuches  treffend  hinweist,  indem  Seneca 
die  berühmten  Worte:  „nemo  prudens  punit,  quia  peccatum  est, 
sed  ne  peccetur",  ausdrücklich  auf  die  platonische  Lehre 
zurückführt. 

IL  Das  Verbrechen. 

§3. 

1.  Ursachen  und  Begriff  des  A^erbrechens. 

Zur  Durchführung  des  wiederholt  gekennzeichneten  Staats- 
zweckes der  Vervollkommnung  der  Bürger  in  der  Tugend,  dessen 
Verwirklichung  Plato  ja  nicht  als  unmöglich  ansieht,  bedurfte  es 
einer  Grundbedingung:  Jeder  einzelne  Bürger  muß  die  Fähigkeit 
besitzen,  zur  Glückseligkeit  der  vollkommenen  Tugend  zu 
gelangen.  Daß  Plato  im  Gegensatz  zu  seinen  früheren  Schriften 
in  den  „Gesetzen"  tatsächlich  jedem  Bü-ger  diese  Fähigkeit 
zuspricht,  geht  ohne  weiteres  daraus  hervor,  daß  er  ja  den 
Gedanken  allein,  in  seinem  Gesetzesstaate  könne  ein  Bürger  sich 
nicht  der  Tugend  befleißigen,  für  gewissermaßen  schimpflich 
erklärt'^).  Die  der  Seele  eines  jeden  Menschen  innewohnenden 
guten,  der  Tugend  zuneigenden  Triebe  und  Eigenschaften  setzen 
einen  jeden  in  den  Stand,  sich  in  jener  zu  vervollkommnen. 
Unterstützt  wird  er  dabei  durch  den  erwähnten  ersten  Teil  der 


1)  A.  a.  O.  S.  345  ff. 

2)  Vgl.  Löffler  a.  a.  O.  S.  69. 
'^)  IX  S.  853  B. 
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Gesetze,  die  auch  in  unserem  Werk  den  breitesten  Raum  ein- 
nehmenden Regeln  der  Erziehung,  die  nicht  im  Knaben-  und 
Jünglingsalter  allein,  sondern  auch  später  fortgesetzt  in  allen 
Staatseinrichtungen  bemüht  sind,  die  dem  Menschen  inne- 
wohnenden der  Tugend  entgegenarbeitenden  Eigenschaften  zu 
bekämpfen  und  abzuschwächen,  dagegen  diejenigen  Keime  zu 
wecken  und  zur  Entfaltung  zu  bringen,  welche  jene  Fähigkeit 
zu  einem  der  Tugend  entsprechenden  Leben  begründen.  Daher 
dürfte  es  im  Gesetzesstaate  eigentlich  keinen  Bürger  geben,  der 
der  Tugend  zuwider  handelt  und  ein  Verbrechen  begeht,  genießt 
doch  ein  jeder  seine  vortreffliche  Erziehung.  Und  so  gelangt 
Plato  zu  der  Folgerung:  Wenn  dennoch  ein  Bürger  der  Tugend 
zuwider  handelt,  so  müssen  bei  ihm  die  dem  Guten  wider- 
strebenden Triebe  in  abnormer  Weise  vorherrschen,  so  daß  sie 
auch  durch  die  beste  Erziehung  nicht  vollkommen  eingedämmt 
werden  können.  Ein  solcher  Mensch  ist  also  nicht  normal 
veranlagt,  und  die  Neigung  zum  Verbrechen  ist  eine  Krankheit 
der  Seele. 

Diese  philosophische  Begründung  des  Verbrechens,  die  sich 
äußerlich  durch  die  Bezeichnung  der  Delikte  als  vöaot  sv  "(pv/^fj 
ovoat^)  und  durch  den  häufigen  Vergleich  der  Gesetzgeber  mit 
Ärzten'-)  kenntlich  macht,  hat  jedoch  auf  die  juristische  Entwickelung 
der  Lehre  vom  Verbrechen  nicht  den  weitgehenden  Einfluß,  den 
man  zunächst  erwarten  konnte.  Denn  Plato  ist  weit  entfernt, 
aus  jener  krankhaften  Veranlagung  des  \^erbrechers  dessen 
Unzurechnungsfähigkeit  zu  folgern  und  das  Vorhandensein  der 
Schuld  zu  leugnen.  Nein,  auch  der  in  solcher  Weise  krankhaft 
Veranlagte  hat  die  Fähigkeit,  zur  Vollkommenheit  der  Tugend 
zu  gelangen;  denn  für  ihn  ist  ja  der  zweite  Teil  der  Gesetze 
gegeben,  an  ihn  wendet  sich  die  abschreckende  Drohung  der 
Strafgesetze,  damit  er  aus  ihr  in  Verbindung  mit  der  ihm  zuteil 
gewordenen  Erziehung  die  sittliche  Kraft  zur  siegreichen  Be- 
kämpfung jener  abnormen  Neigungen  schöpfe.  Ohne  also  in 
jenem  Satze  von  der   psychischen  Krankheit  des  Verbrechers 

1)  IX  S.  862  C. 

2)  Z.  B.   IV  S.  720,  IX  S.  857  C. 
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eine  allgemeine  Verneinung  der  Schuldfrage  auszusprechen,  läßt 
Plato  dennoch  die  philosophische  Begründung  des  Verbrechens 
auch  für  das  Verständnis  der  juristischen  Entwickelung  der 
Lehre  vom  Verbrechen  hervorragende  Bedeutung  gewinnen. 

Drei  seelische  Kräfte  oder  Eigenscha  ten  sind  es  nämlich 
nach  Plato,  die,  wenn  sie  in  krankhafter  Weise  vorherrschen, 
den  Menschen  zur  Begehung  von  Fehltritten  treiben^):  6  i^/^dg, 
die  Leidenschaft,  rj  ^dovrj,  die  begehrliche  Lust,  die  Wollust,  und 
r)  äyvoia,  die  Unwissenheit.  Es  kann  hier  dahingestellt  bleiben, 
wie  Plato  diese  drei  Seelenkräfte  psychologisch  gegen  einander 
abgrenzt,  und  wie  er  sie  noch  weiterhin  genauer  einteilt:  für 
die  rechtliche  Wertung  des  Delikts  kommt  seine  Zurückführung 
auf  den  einen  oder  anderen  jener  Grundziige  zunächst  nicht  in 
Frage,  zumal  der  Philosoph  selbst  anerkemt,  daß  für  das  Zu- 
standekommen des  Verbrechens  häufig  zwei  oder  alle  drei  Triebe 
in  der  Seele  zusammenwirken,  nur  der  eine  oder  andere  unter 
ihnen  dabei  in  bestimmender  Weise  auftritt.  Aber  unter  Zugrunde- 
legung jener  Dreiteilung  stellt  Plato  den  Sat2  auf-) :  „Alle  Gewalt- 
herrschaft der  Leidenschaft  und  der  Furcit,  der  Lust  und  des 
Schmerzes,  der  Mißgunst  und  der  Begierden  der  Seele,  ob  sie 
zu  einer  Beeinträchtigung  führt  oder  nicht,  nenne  ich  Un- 
gerechtigkeit". Alle  Äußerungen  jener  drei  verderblichen  see- 
lischen Kräfte,  gleichgültig  ob  sie  überhaupt  einen  Erfolg  zeitigen 
oder  nicht,  gleichgültig  auch,  ob  der  etwa  herbeigeführte  Erfolg 
ein  guter  oder  ein  schlechter  ist,  sie  sind  ungerecht.  Da  nun 
jene  drei  seelischen  Kräfte  der  Tugend  entgegenarbeiten,  die 
Tugend  aber,  wie  wir  sahen,  der  Zweck  des  Staates  und  somit 
der  Zweck  alles  Gesetzes  und  Rechtes  ist,  so  fällt  hier  die 
rechtliche  Wertung  mit  der  sittlichen  2usammen,  und  alle 
Äußerungen  jener  psychischen  Eigenschaften  sind  nicht  nur 
ungerecht,  sondern  zugleich  auch  objektiv  rechtswidrig.  Wenn 
nun  nach  Plato  jedes  Verbrechen  gleichfalls  ein  Produkt  der 
verderblichen  Seelenkräfte  darstellt,   so  wird   hiermit  von   ihm 


1)  IX  S.  863,  864. 

2)  IX  S.  863  E. 
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die  Rechtswidrigkeit  als  das  erste  Merkmal   eines   jeden   Ver- 
brechens festgelegt. 

Allein  neben  jenem  Ungerechtigkeitsbegriff,  den  wir  soeben 
als  identisch  mit  der  Rechtswidrigkeit  kennen  lernten,  führt 
Plato  noch  einen  zweiten  engeren  ein,  der  sich  von  dem  weiteren 
rein  objektiv  gehaltenen  Ungerechtigkeitsbegriff  durch  die  Hinzu- 
fügung eines  subjektiven  Merkmales  unterscheidet.  Plato  stellt 
beide  Arten  einander  scharf  gegenüber,  indem  er  sagt^):  „Ich 
behaupte,  daß,  wenn  jemand  einem  anderen  Schaden  zufügt, 
nicht  freiwillig,  sondern  unfreiwillig,  daß  er  dann  zwar  gegen 
die  Rechtsordnung  verstoße,  jedoch  unfreiwillig,  und  ich  werde 
dies  deshalb  bei  meiner  Gesetzgebung  als  eine  unfreiwillige 
Übeltat  normieren,  aber  ich  werde  eine  derartige  Beschädigung 
durchaus  nicht  als  Unrecht  behandeln-)."  Wenn  Plato  sich  hier 
selbst  zu  widersprechen  scheint,  indem  er  einmal  das  Tzruiaivsiv 
f^rj  ßovXopbBvov  als  ddtxetv  bezeichnet,  sogleich  aber  eine  solche 
ßMßr)  nicht  als  döma  ansehen  will,  so  ist  ein  Widerspruch 
doch  in  Wirklichkeit  nicht  vorhanden.  Auch  die  unbeabsichtigte 
Übeltat  entspringt  den  verderblichen  Seelenkräften  und  ist  somit 
ungerecht  im  weiteren  Sinne,  d.  h.  objektiv  rechtswidrig.  Aber 
um  ein  strafrechtlich  relevantes  Delikt  zu  bilden,  muß  die  Tat 
ungerecht  im  engeren  Sinne  sein.  Und  als  Kennzeichen  für 
diesen  engeren  Ungerechtigkeitsbegriff  führt  Plato  das  Wollen 
des  durch  die  Tat  angerichteten  Schadens  ein,  verlangt  er,  all- 
gemein gesprochen,  eine  psychische  Beziehung  des  Täters  zu 
dem  durch  seine  Tat  bewirkten  Erfolge.     Die  psychische  Be- 

1)  IX  S.  862  A. 

2)  Es  ist  m.  E.  richtiger,  den  Anfang  des  Satzes:  y.ai  ydg  qj^uu  zu 
lesen,  an  Stelle  des  im  Teubnerschen  und  Stallbaumschen  Text  an- 
genommenen oi)  '/dg  (pr)fii.  (Vgl.  die  Übersetzung  von  Müller.)  Im  ersteren 
Falle  bietet  die  Erklärung  der  Stelle,  wie  oben  gezeigt,  keinerlei  Schwierigkeit, 
während  bei  Einsetzung  des  oi)  ydg,  selbst  unter  der  dann  unvermeidlichen 
Annahme  eines  Anakoluths,  die  starke  Gegenüberstellung:  ddixelv  ^.Uv, 
äy.ovza  fifjv  weniger  wirkungsvoll  ist.  Dennoch  bleibt  der  Sinn  auch 
bei  Annahme  des  oi)  ydg  derselbe,  nur  daß  dann  mit  ddmelv  der  engere 
Ungerechtigkeitsbegriff  gemeint  ist.  Die  klare  Präzisierung  des  platonischen 
Standpunktes  enthält  ja  der  in  jedem  Falle  gleichlautende  Nachsatz: 
cUA'  oi)di  .  .  . 
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Ziehung  des  Täters  zu  dem  von  ihm  verursachten  strafrechtlich 
relevanten  Erfolge  nennen  wir  aber  Schule  und  können  deshalb 
die  Schuld  als  zweites  Tatbestandsmerkmal  auch  des  platonischen 
Verbrechensbegriffes  einsetzen,  während  wii  die  nähere  Klarlegung 
der  platonischen  Schuldlehre  einer  späteren  Darstellung  überlassen. 

Gibt  Plato  schon  durch  die  Betonjng  des  psychischen 
Moments  zu  erkennen,  daß  er  das  Prinzip  der  Erfolgshaftung, 
wie  es  die  älteren  Rechte  beherrscht^),  mit  aller  Entschiedenheit 
ablehnt,  so  vertritt  er  diesen  Standpunk:  deutlicher  noch  als 
in  dem  zuletzt  zitierten  Satze  durch  die  de  rauf  folgenden  Worte, 
wenn  er  sagt'-^):  „Oft  werden  wir  bei  einem  nicht  rechtmäßig 
bewirkten  Vorteil  den  Urheber  desselben  des  Unrechts  zeihen". 
Also  selbst  wenn  der  Erfolg  etwas  Gutes,  ein  Vorteil  ist,  so 
wird  der  Urheber  dennoch  zum  Verbrechtjr,  wenn  die  Tat,  die 
jenen  Erfolg  gezeitigt,  dem  Recht  zuwiderläuft.  Denn,  so  führt 
er  im  folgenden  aus,  ädtxia  und  ßXdßrjy  Ungerechtigkeit  und 
Beeinträchtigung,  d.  h.  ungerecht  erscheinender  Erfolg,  seien  zwei 
verschiedene  Begriffe,  die  der  Gesetzgeber  wohl  zu  unterscheiden 
habe,  und  das  wesentlichste  Kriterium  zur  Beurteilung  von 
Tat  und  Erfolg  sei  fj^ö^og  xal  öixaiog  rjtojrog,  die  Gesinnung 
und  gerechte  Denkweise  des  Täters. 

Im  vorstehenden  wurde  bereits  mehrfach  von  der  Tat  im 
Gegensatz  zu  dem  Erfolge  gesprochen  ind  damit  des  dritten 
Tatbestandsmerkmales  auch  des  platonischen  Deliktsbegriffs,  der 
Handlung,  Erwähnung  getan.  Wirklich  ''ührt  die  entschiedene 
Ablehnung  des  Prinzips,  strafrechtliche  iConsequenzen  an  be- 
stimmte Erfolge  zu  knüpfen,  in  Verbindung  mit  der  Betonung 
des  subjektiven  Moments,  der  Wichtigkeil  der  verbrecherischen 
Gesinnung,  mit  Notwendigkeit  zu  dem  Merkmal  der  Handlung. 
Wenn  Plato  in  den  obigen  Zitaten  immer  wieder  von  den  dem 
Recht  gemäßen  oder  ihm  zuwiderlaufenden  Erfolgen  spricht,  die 
der  Täter  herbeiführt,  und  ausdrücklich  die  ßkdßr)  auch  als  ein 


1)  Vgl.  für  die  ältesten  Rechte  Löffler  a.  a.  O.  S.  16,  17.  Daß 
auch  das  griechische  Strafrecht  ursprünglich  nui  auf  den  Erfolg  sah,  hat 
Löffler  a.  a.  O.  S.  52,  57,  58  dargetan. 

2)  IX  S.  862  A.  —  Vgl.  Platner  a.  a.  O.  S.  680. 
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vom  Gesetzgeber  zu  berücksichtigendes  Moment  bezeichnet, 
wenn  er  es  dabei  aber  von  der  Hand  weist,  den  Erfolg  als  das 
Maßgebende  für  die  Strafbarkeit  des  Täters  anzusehen,  so  muß 
er  auf  das  Zwischenglied  zwischen  Täter  und  Erfolg  zurück- 
greifen, und  das  ist  die  Handlung.  Und  wenn  es  andrerseits 
in  erster  Linie  der  Wille  des  Täters  ist,  welcher  strafrechtliche 
Folgen  nach  sich  zieht,  so  können  diese  unmittelbar  nur  an 
jene  Erscheinungen  in  der  Außenwelt  geknüpft  werden,  in  denen 
sich  der  Wille  nach  außen  hin  dokumentiert,  und  auch  das  ist 
allein  die  Handlung.  Daß  Plato  wirklich  bei  den  zahlreichen 
von  ihm  aufgestellten  Verbrechenstatbeständen  überall  eine 
Handlung  als  Voraussetzung  der  Strafbarkeit  verlangt,  würde 
eine  Darstellung  seiner  besonderen  Strafrechtssätze  beweisen. 

Stellt  Plato  somit  in  den  „Gesetzen"  auch  eine  Begriffs- 
bestimmung des  Verbrechens  nicht  auf,  so  ergibt  sich  doch, 
daß  auch  er  die  Strafe  stets  und  nur  an  eine  schuldhafte,  rechts- 
widrige Handlung  angeknüpft  wissen  will,  daß  also  die  uns 
heute  geläufige  Verbrechensdefinition  auch  für  seine  Lehre  zutrifft. 

2.  Die  einzelnen  Begriffsmerkmale  des  Verbrechens, 
a)  Die  Verbrechenshandlung. 

§4. 
ä)  Das  Subjekt  des  Verbrechens. 

Da  die  Verbrechenshandlung  diejenige  Erscheinung  in  der 
Außenwelt  ist,  durch  die  sich  der  verbrecherische  Wille  des  Täters 
nach  außen  hin  dokumentiert,  so  drängt  sich  bei  der  näheren 
Betrachtung  der  Handlung  als  Deliktsmerkmal  die  Frage  auf,  wer 
eine  solche  strafrechtlich  bedeutungsvolle  Handlung  begehen 
kann,  mit  anderen  Worten:  die  Frage  nach  dem  Subjekt  des 
Verbrechens. 

Daß  hier  in  erster  Linie  der  Mensch  in  Betracht  kommt, 
ist  selbstverständlich.  Allein  Plato  ist  trotz  seiner  geistigen 
Größe,  die  ihn  weit  über  seine  Mitmenschen  erhebt,  viel  zu  sehr 
in   den  Anschauungen   seiner  Zeit  befangen,    als  daß  er  nicht 
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unter  den  Menschen,  gerade  auch  soweit  sie  als  Subjekt  des 
Verbrechens  in  Frage  kommen  können,  (;inen  scharfen  Unter- 
schied machte,  nämlich  zwischen  Freien  und  Sklaven.  Von 
geringerer  Bedeutung  ist  die  Scheidung  zvnschen  einheimischen 
Bürgern  und  Fremden,  welche  nur  bei  einzelnen  Delikten  eine 
verschiedenartige  Behandlung  erfahren,  so  beim  Tempelraub^) 
und  bei  der  Unterschlagung  von  Staatsgut^).  Aber  die  Trennung 
zwischen  Sklaven  und  Freien  durchdringt  alle  Lebensverhältnisse 
auch  des  platonischen  öesetzesstaates,  und  so  auch  die  Straf- 
gesetzgebung. Und  naturgemäß  wird  der  Sklave  in  den  meisten 
Fällen  härter  bestraft  als  der  Freie");  denn  für  ihn  ist  es  straf- 
erschwerend, daß  er,  der  Rechtlose,  es  ;?ewagt,  sich  an  dem 
Recht  oder  Gut  eines  anderen  zu  vergniifen.  Das  ist  ja  der 
gewaltige  Widerspruch,  der  ungelöst  die  Rechte  des  gesamten 
Altertums  durchzieht,  daß  der  Sklave  dort,  wo  sein  eigener  Vor- 
oder Nachteil  in  Frage  steht,  rechtlos  dem  unvernünftigen  Tiere 
gleichgeachtet  wird,  daß  er  aber  dort,  wo  er  in  die  Rechtsver- 
hältnisse eines  anderen  eingreift,  häufig  dem  Vernunftbegabtesten 
der  Freien  zur  Seite  gestellt  wird,  ein  Widerspruch,  den  erst  die 
Ethik  des  Christentums  langsam  zu  beseitigen  vermochte! 

Freilich  macht  sich,  worauf  namentlich  Platner  mit  Recht 
hinweist^),  bei  Plato  auf  der  anderen  Seite  de  bessere  Bildung,  die 
der  Gesetzesstaat  seinen  Bürgern  zuteil  \;erden  läßt,  auch  bei 
den  Strafbestimmungen  geltend.  Diese  werden  durch  den 
Umstand,  daß  ihre  Erziehung  ihnen  die  Erkenntnis  des  Guten 
und  Bösen  hätte  verschaffen  können,  belastet  und  müssen  sich 
deshalb  mitunter  eine  schärfere  Beurteilung  gefallen  lassen.  So 
wird  bei  dem  Verbrechen  des  Tempelraubes,  wenn  der  Täter  ein 
Sklave  oder  Fremder  ist.  Brandmarkung,  Geißelung  und  Landes- 
verweisung verhängt.     Ist  der  Täter  aber  ein  Bürger,  so  verfällt 


1)  IX  s.  854  D,  E. 

2)  XII  S.  941  D. 

3)  Z.  B.  bei  der  Tötung  im  Affekt  IX  S.  868  B  und  bei  der  Miß- 
handlung eines  Freien  IX  S.  882  A.  —  Vgl.  die  reffende  Bemerkung  über 
die  Behandlung  des  Sklavenstandes  bei  Gomper;'.  a.  a.  O.  S.  517. 

4)  A.  a.  O.  S.  685. 
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er  dem  Tode;  denn  „diesen  soll  der  Richter  für  unheilbar  ansehen, 
in  Erwägung,  welche  Erziehung  und  Unterweisung  ihm  von 
Kindheit  an  zuteil  ward,  die  ihn  dennoch  von  den  größten 
Verbrechen  nicht  zurückhielt^)". 

Wenn  das  Altertum,  ohne  daß  man  sich  darüber  wundern 
darf,  häufig  bei  der  Frage  nach  dem  Subjekt  der  Verbrechen 
einen  Schritt  weiter  ging  und  neben  dem  dem  Tiere  gleich- 
geachteten Sklaven  auch  das  unvernünftige  Tier  selbst  für  fähig 
erklärte,  Subjekt  deliktischer  Handlungen  zu  sein,  so  teilt  Plato 
diesen  Standpunkt  nicht.  Allerdings  finden  wir  auch  bei  ihm 
eine  Bestimmung,  der  als  Tatbestand  zu  Grunde  liegt,  „wenn 
ein  Zugtier  oder  ein  anderes  Tier  jemanden  tötete"^);  aber  es 
wäre  verfehlt,  hieraus  den  Schluß  zu  ziehen,  daß  auch  Plato  das 
Tier  als  dem  Menschen  gleichstehendes  Verbrechenssubjekt 
ansieht.  Vielmehr  ist  der  Grund  für  die  erwähnten  Vorschriften 
lediglich  auf  religiösem  Gebiete  zu  suchen,  wir  haben  es  hier 
mit  jener  Anschauung  der  damaligen  Zeit  zu  tun,  die  Löffler 
treffend  als  „die  sakrale  Reaktion  gegen  den  Mord"  bezeichnet'^), 
zufolge  deren  jedweder  Totschläger  die  Heimat  des  Getöteten 
meiden  muß.  Diese  Reaktion  geht  ja  so  weit,  daß  selbst  leblose 
Gegenstände,  welche  den  Tod  eines  Menschen  herbeigeführt 
haben,  einem  dem  strafgerichtlichen  Verfahren  nachgebildeten 
Prozesse  unterworfen  werden^).  Daß  aber  Plato  in  diesen  leblosen 
Gegenständen  Verbrechenssubjekte  erblicken  will,  die  er  dem 
vernünftigen  Menschen  gleichstellt,  darf  man  ihm  wohl  nicht 
zutrauen.  Denn  die  Anwendung  seiner  strafrechtlichen  Be- 
stimmungen setzt  voraus,  daß  demjenigen,  gegen  den  die  Strenge 
des  Gesetzes  walten  soll,  ein  gewisses  Unterscheidungsvermögen 


1)  IX  S.854E.  —  Vgl.  auch  XII  S. 941  D:  ^ivov  (xev  dij  rwv d})fxoo(mr 
7}  öovkov  äv  Tig  tt  KkejiTovra  iv  6r/,aoT7)Qi(i)  iXr),  wg  iaotfjup  i>t  to)v  elxörcov 
owif  xi  XQV  sia'&elv,  fi  xiva  ^i^ßiav  djiovivsiv  at''rdv,  i)  XQiotg  yiyvsoOoy 
TÖv  dt  äoTÖv  xal  TeUQaf.iiJ.evov  6)g  totat  red^gaßfievog,  äv  jiaxQida  ov/mv 
il  ßiaCöfievog  dXCoKrjxai,  idv  x  izi^  a'öxoq^cooq)  (dv  xe  (xri,  axedöv  üg  dviarov 
öiTa  'davdxqt  J^Yifitovv. 

2)  IX  S.  873  E. 

3)  A.  a.  O.  S.  54. 

*)  IX  S.  873  E,  874  A. 
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zwischen  Gut  und  Böse  eigen  ist.  Die5e  Tatsache  wird  die 
Erörterung  der  platonischen  Schuldlehre  beweisen.  Sie  ergibt 
sich  aber  schon  daraus,  daß,  wie  wir  oben  sahen,  die  Strafgesetze 
nur  für  diejenigen  bestimmt  sind,  an  de  sich  der  erste  Teil 
der  Gesetze,  die  Vorschriften  der  Erziehung:,  vergeblich  gewendet 
hat.  Daß  die  belehrenden  Gesetze  nicht  für  Tiere  und  leblose 
Gegenstände  geschrieben  sind,  ist  selbs.tverständlich,  deshalb 
können  diese  auch  dem  weltlichen  Strafnjcht  nicht  unterliegen. 
Unbegründet  erscheint  es  auch,  hier  mit  Leist^)  annehmen  zu 
wollen,  daß  eine  strafrechtliche  V^erfolgung  derartiger  Tötungen 
deshalb  vorgenommen  sei,  weil  man  meist  hinter  dem  tötenden 
Stein  oder  Holz  einen  Menschen  vermutete,  der  jene  geworfen 
habe,  den  man  aber  nicht  kennt  oder  nicht  rennen  will.  Für  diese 
Auffassung  bietet  die  platonische  Lehni  gar  keinen  Anhalt. 
Dagegen  erkennt  Plato  den  oben  erwähnten  sakralen  Gedanken, 
den  Leist  als  allen  arischen  Völkern  gemeinsame  Grundlage  des 
gesamten  Racherechts  in  Anspruch  nimmt-),  daß  nämlich  der 
Totschläger  das  Land  meiden  müsse,  „das  er  mit  Blut  befleckt 
hat,  wo  die  Seele  des  Verstorbenen  zürnend  umgeht"-^),  aus- 
drücklich an^).  Die  „sakrale  Reaktion"  macht  aber  auch  vor 
Tieren  und  leblosen  Gegenständen  nicht  halt;  auch  sie  müssen 
aus  der  Heimat  des  Getöteten  entfernt  wer  len,  und  diesen  Zweck 
allein  verfolgen  die  gegen  sie  gerichteten  Prozesse,  ohne  daß 
darum  die  staatliche  Straf gesetzgebung  sie  i.ls  Subjekte  deliktischer 


1)  Graeco-italische  Rechtsgeschichte  S.  344.  —  Auch  Löffler  lehnt 
die  von  Leist  vertretene  Ansicht  ab.    Vgl.  a.  a.  O.  S.  54  Anm.  19. 

2)  Altarisches  lus  gentium  S.  425  f. 

3)  Löffler  a.  a.  O.  S.  54. 

*)  IX  S.  865  D:  kiyexai  6t j  6)g  6  ^cvaroi^tig  äga  ßiaixog,  iv 
^Xevi^&Qifi  q)Qoviuw.xi  ßeßioxcog,  'äufiomai  xe  T0  ögdaavxi  veo'd^'ifg  tjv,  y.al 
(fößov  xal  öeifMixog  ä^a  öiä  xi)V  ßiatov  sidd^v  c.inög  (iie3ikr)Q(jipbevog,  öoöjv 
xe  xöv  ia^)xov  q)ovea  iv  xoig  7}d^eai  xoig  xrjg  iavxov  üvw^d^eiag  dvaoxgeqpöftevov 
deLfiaiveCf  xai  xaQaxxö/juevog  aixög  xagdxxei  jcard  övva/uiiv  Jiäoav  xöv 
ögdaavxaf  (i,vY}fir)v  ^vf.tfjiaxov  exo)v,  ai^xov  xe  xai  rdj  Jigd^eig  avxov'  ovo 
öij  XQ^<^v  iaxiv  äga  vTie^ekOelv  xip  Jia'&öi'Xi  xöv  dgdoavxa  xäg  &gag  n^doag 
xov  ^viavxov  Tcal  igtjfjbrJyaat  Jidvxag  xovg  olxeiovg  xöjiovg  gvßjidar)g  xffg 
n;axgidog. 
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Handlungen  angesehen  hätte^.  Demgemäß  finden  wir  sie  auch 
nur  bei  den  Tötungsverbrechen  erwähnt,  nicht  auch  bei  irgend 
welchen  anderen  Delikten,  etwa  den  Körperverletzungen,  obgleich 
hier  Tiere  und  leblose  Gegenstände  ebensowohl  die  Schaden- 
stifter sein  könnten  wie  bei  den  Tötungen. 

Bedeutungslos  ist  für  Plato  naturgemäß  noch  die  Frage 
nach  der  Deliktsfähigkeit  der  Körperschaften.  Denn  die  einzige 
Körperschaft,  die  seinen  „Gesetzen"  bekannt  ist,  ist  ja  die 
Gemeinde.  Diese  aber  ist  identisch  mit  dem  Staate,  dessen 
Zweck  die  Tugend  bildet.  Diesen  selben  Staat  als  fähig  zur 
Begehung  strafbarer  Handlungen  anzusehen,  wäre  ein  Wider- 
spruch in  sich  selbst.  Als  Subjekt  des  Verbrechens  kommt  für 
Plato  somit  allein  der  Mensch  in  Frage. 

§5. 
ß)  Die  Erscheinungsformen  der  Verbrechenshandlung. 

Die  strafrechtlich  relevante  Handlung  kann  bei  Plato  ebenso, 
wie  es  unserem  modernen  Handlungsbegriff  entspricht,  sowohl 
in  einem  Tun  als  auch  in  einem  Unterlassen  bestehen.  Plato 
führt  eine  Reihe  von  Unterlassungsdelikten  ausdrücklich  auf,  und 
zwar  sowohl  der  sogenannten  „echten"  als  auch  der  „unechten". 
Die  ersteren  entspringen  zumeist  der  durch  Amt  oder  Verwandt- 
schaft auferlegten  Pflicht,  einen  Verbrecher  zur  Rechenschaft 
zu  ziehen,  so  die  unterlassene  Anzeige  eines  Landesverräters^), 
eines   Friedlosen,   der  zum  Opfer  erscheint^),   eines  Mörders^) 

1)  übereinstimmend  Hermann  a.  a.  O.  S.  42.  —  Ich  halte  deshalb 
das  scharfe  Urteil,  das  Gomperz  a.  a.  0.  S.  517  über  die  , »grelle  Unvernunft 
der  Tierprozesse  und  der  Verurteilung  lebloser  Gegenstände"  in  den 
„Gesetzen**  fällt,  für  nicht,  oder  wenigstens  nicht  in  dem  Maße  berechtigt, 
da  Plato  eine  Verfolgung  durch  das  weltliche  Strafgericht  bei  jenen  sicher- 
lich nicht  beabsichtigt.  Auch  das  in  Athen  vor  dem  Prytaneion-Gericht 
stattfindende  Verfahren  gegen  Tiere  und  leblose  Gegenstände  (s.  Löffler 
a.  a.  O.  S.  54)  dürfte  lediglich  als  ein  sakraler  Prozeß  anzusehen  sein. 
Vgl.  Freudenthal  in  Mommsen,  Zum  ältesten  Strafrecht  der  Kulturvölker, 
S.  12  Anm.  3. 

2)  IX  S.  856  B,  C. 

3)  IX  S.  866  B. 
*)  IX  S.  871   B. 
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oder  eines  Gottlosen^).  Die  von  Plato  erwähnten  unechten 
Unterlassungsdelikte  beruhen  auf  der  Rtchtspflicht,  die  Miß- 
handlung anderer  durch  Beistandleistung  zu  verhindern-^).  Ob 
Plato  außer  in  diesen  besonders  geregelten  Fällen  auch  noch 
eine  sich  aus  den  Umständen  ergebende  FJechtspflicht  zum  Tun 
für  möglich  erachtet,  deren  Verletzung  das  Unterlassen  zu  einem 
dem  kausalen  Tun  gleichwertigen  Delikts moment  werden  läßt, 
ist  nicht  ersichtlich. 

Wenn  wir  heute  gewohnt  sind,  einen  Unterschied  in  der 
Beurteilung  der  Tat  und  ihrer  Strafbarkeit  zu  machen,  dahin- 
gehend, ob  der  Handelnde  als  Täter  odijr  nur  als  Teilnehmer 
anzusehen  ist,  so  kennt  Plato  eine  solche  Scheidung  nicht.  Die 
Teilnahme  wird  nirgends  erwähnt,  es  ist  deshalb  nicht  festzu- 
stellen, ob  Plato  den  Teilnehmer  straflos  ausgehen  läßt,  oder 
ob  er  ihn  dem  Täter  gleichgestellt  wissen  will. 

Wohl  aber  kennt  Plato  neben  dem  dgentlichen  Täter  auch 
jenen,  der  zwar  nicht  durch  seiner  Hände  Werk,  doch  durch 
seinen  Rat  den  verbrecherischen  Erfolg  mit  herbeiführte,  den 
Anstifter.  Wie  so  oft  in  älteren,  vereinzelt  auch  noch  in  neueren 
Rechten  feinere  Unterschiede  nur  oder  'lauptsächlich  bei  den 
Tötungsdelikten  gemacht  werden,  so  läßt  sich  auch  Plato  über 
den  Anstifter  und  seine  Behandlung  deutlich  nur  bei  der  Er- 
örterung des  vorsätzlichen  Mordes  aus*^).  Wer  zwar  nicht  eigen- 
händig einen  Totschlag  beging,  aber  einem  anderen  einen  solchen 
anriet  und  sich  so  des  Mordes  schuldig  machte,  dem  soll  das 
Gleiche  widerfahren,  wie  dem  überführten  Mörder,  nur  eine 
kleine  Erleichterung  im  Strafverfahren  und  ein  Grab  in  heimischer 
Erde  ist  ihm  im  Gegensatz  zu  diesem  gestattet.     Ob  der  hier 


1)  X  s.  907  E. 

2)  IX  S.  880  D,  S.  881  C,  D,  S.  882  A. 

3)  IX  S.  872  A:  iäv  de  ai)t6yßiQ  (.lev  f,i^,  ßov/,evax)  de  d^dvaröv  tig 
äkkog  iregq)  xal  vQ  ßovX^oet  xe  xai  ImßovXeooet  äTior.zelvag  ahiog  (jyv 
y.al  /w;  Ka^agög  xriv  ywzi]v  xov  q)övov  Iv  :i6lei  ivoiy.y,  ytyvtoOov  y,ai 
xomq)  y.axu  xai^xä  al  xgioeig  xovxcov  -Tf'pt  JtXiiv  xrig  i)7V7)g,  xqt  de  b(f),ovxi 
xaq^iig  xrig  oiy.eiag  i^eoxco  xv^elv,  xu  de  äkka  xaxä  xavxä  üoavxog  xq) 
:iTQÖo&ev  ^i]i)'evxi  Jiegl  avxöv  ytyveo&o).  - —  Vgl  Platner  a.  a.  O.  S.  681, 
Herrlich,   Die  Verbrechen  gegen  das  Leben  nach  attischem  Recht,  S.  10. 
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vertretene  Grundsatz,  der  entsprechend  unserem  heutigen  Recht 
den  Anstifter  gleich  dem  Täter  behandelt,  auch  bei  anderen 
Delikten  zur  Anwendung  kommen  soll,  ist  nicht  ersichtlich. 
Doch  dürfte  die  besondere  Regelung  dieser  Frage  bei  den 
Tötungsverbrechen  darauf  schließen  lassen,  daß  die  Anstiftung 
im  allgemeinen  straflos  bleiben  soll. 

Bereits  in  einigen  der  früher  zitierten  Stellen,  in  denen 
wiederholt  von  dem  Schaden  oder  dem  ungerechten  Vorteil, 
den  die  verbrecherische  Handlung  zeitige,  die  Rede  ist,  bringt 
Plato  deutlich  zum  Ausdruck,  daß  sich  sein  Handlungsbegriff 
bei  der  physischen  Täterschaft  nicht  in  dem  Tun  oder  Unter- 
lassen erschöpft,  sondern  daß  die  Handlung  als  Verbrechens- 
merkmal regelmäßig  auch  einen  Erfolg  zeitigen  muß.  So  wenig 
auch,  wie  schon  oben  ausgeführt,  der  Erfolg  für  die  strafrecht- 
liche Wertung  allein  maßgebend  ist,  so  lassen  doch  die  Worte: 
„Auf  diese  beiden  Momente  muß  man  sein  Augenmerk  richten, 
auf  die  ungerechte  Gesinnung  und  auf  den  schädlichen  Erfolg^)", 
erkennen,  daß  es  eines  Erfolges  bedarf,  um  überhaupt  eine 
strafrechtlich  relevante  Handlung  entstehen  zu  lassen.  Ja,  es 
kommt  vor,  daß  Plato  an  Stelle  des  Verbrechensbegriffes  den 
Begriff  des  rechtswidrigen  Erfolges  einsetzt,  so,  wenn  er  in 
dem  beliebten  Bilde  des  Gesetzgebers  als  des  Seelenarztes  sagt: 
„Die  ungerechten  Beeinträchtigungen  wie  auch  Bereicherungen, 
wenn  jemand  unrechtmäßig  einem  anderen  einen  Gewinn  ver- 
schafft, diese  gilt  es  als  Krankheiten  der  Seele  zu  heilen,  was 
da  heilbar  ist"*-*). 

Zwischen  den  beiden  Elementen  des  Handlungsbegriffes, 
dem  Tun  oder  Unterlassen  und  dem  Erfolge,  muß  naturgemäß 
ein  Kausalzusammenhang  bestehen.  Wann  aber  ein  solcher 
gegeben,  wann  der  Erfolg  auf  die  Tat  oder  die  Unterlassung 
zurückzuführen  ist,  darüber  äußert  sich  Plato  nicht,  und  auch 
die  von  ihm  aufgestellten  Verbrechenstatbestände  lassen  einen 
Schluß  auf  eine  bestimmte  Kausalitätstheorie  nicht  zu. 


1)  IX  S.  862  B.  —  Vgl.  Platner  a.  a.  O.  S.  680  Anm.  37. 

2)  IX  S.  862  C. 
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Bei  der  entschiedenen  Betonung,  dii  Plato  auf  die  ver- 
brecherische Gesinnung  des  Täters  legt,  der  gegenüber  der 
herbeigeführte  Erfolg  doch  nur  eine  verschwindend  geringe 
Rolle  spielt,  dürften  wir  eigentlich  erwarten,  daß  er  den  Ver- 
such eines  Delikts  dem  vollendeten  Verbrechen  gleichstellen 
würde,  da  die  Gesinnung  in  beiden  Fälle  i  dieselbe  ist.  Plato 
bringt  diesen  Gedanken  auch  zum  Ausdru:k,  indem  er  bei  Er- 
wähnung der  in  Tötungsabsicht  verursachten  Körperverletzungen 
meint,  wir  brauchten  uns  eigentlich  nicht  zu  scheuen,  hier  den 
Täter,  als  habe  er  einen  Totschlag  begangen,  vor  Gericht  zu 
ziehen^).  Doch  in  heiliger  Scheu  vor  der  Vorsehung,  die  die 
Vollendung  des  Totschlages  verhinderte,  will  Plato  hier  doch 
eine  geringere  Strafe  verhängt  wissen,  iisbesondere  lehnt  er 
die  Todesstrafe  für  den  Tötungsversuch  im  Prinzip  ab.  Wenn 
Plato  hier,  ebenso  wie  unser  geltendes  Recht,  den  Versuch 
milder  bestraft  als  das  vollendete  Verbrechen,  so  darf  daraus 
ein  Schluß  auf  die  Behandlung  des  Versuchs  bei  anderen  Delikten 
doch  nicht  gezogen  werden.  Denn,  wie  g  esagt,  bespricht  Plato 
hier  nur  die  in  Tötungsabsicht  begangenen  Körperverletzungen^). 
Er  läßt  also  alle  die  Fälle  unbeachtet,  in  denen  der  Versuch 
des  Totschlags  gar  keinen  Erfolg  zeitigte.  Auch  bei  anderen 
Verbrechen,  wo  wir  heute  einen  strafbaren  Versuch  kennen,  so 
bei  Diebstahl  und  Tempelraub,  bespricht  Plato  einen  solchen 
nicht.  Andererseits  erwähnt  er  den  V^ersuch  3ei  den  Bestimmungen 
über  den  Hochverrat,  indem  er  jedem  Bürger  die  Verpflichtung 
auferlegt,  den,  der  auf  einen  gewaltsamen  und  gesetzwidrigen 
Umsturz  der  Verfassung  sinnt,  zur  Anzei.^e  zu  bringen^);  und 
er  setzt  hier  für  den  ^mßov?.Gvcov  wie  für  den  Täter  gleichmäßig 


1)  IX  S.  876  E:  läv  vig  diavo7]Mg  zy  ßovlr}oei  xvelvai  nva  cpUiov, 
7iAf)v  c5v  ö  vö^q  ^(firiOL,  TQCJOn  ittf v,  dnoxteTvat  de  diwvazrioxj,  töv  dtavo7}^£VTa 
ve  Kai  TQdjoavva  ovvoig  oi)y,  ä^iov  hleelv  otöe  alöovfxevov  ä/.?MQ  T)  y.aMjieg 
äjioycTfAvawa  imexfnv  fijv  6iy.i]v  cpovov  dvayxdfeti'.  —  Vgl.  Herrlich  a.  a.  O. 
S.  11  Anm.  55,  S.  15  Anm.  72. 

2)  Vgl.  Gilbert,  Beiträge  zur  Entwickelungsgischichte  S.  520  zu  Anm.  2. 

3)  IX  S.  856  C:  jräg  dt  dvriQy  ob  xal  Ofiiy.QÖv  6(peXog,  h>detxvvT(o 
raig  dgzalg  elg  xqi'oiv  äycov  röv  Li;it%v?,evovTa  ßia'ov  JioMTeiag  i^ieraaTdoeoyg 
äfjua  y.al  jiaQavößov. 
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die  Todesstrafe  fest.  Diese  verschiedenartige  Behandlung  des 
Versuchs  dürfte  die  Annahme  rechtfertigen,  daß  Plato  im  all- 
gemeinen den  Versuch  eines  Verbrechens  unbestraft  lassen  will ; 
nur  der  Totschlagsversuch,  sofern  er  eine  Körperverletzung  zur 
Folge  hat,  und  der  Versuch  des  Hochverrats  werden  bestraft, 
jener  milder  als  das  vollendete  Delikt,  dieser  dem  vollendeten 
Hochverrat  gleich^). 

Nach  der  Art  der  Verbrechenshandlung  oder  vielmehr  nach 
der  Methode,  die  bei  der  Handlung  zur  Anwendung  gekommen 
ist,  teilt  Plato  endlich  sämtliche  Verbrechen  in  zwei  Klassen-). 
Bei  den  einen  ist  die  Tat  gewaltsam  und  offenkundig,  tö  öiä 
ßialcov  y.al  ^fig)avcbv  jigd^ecov  JTQavvö/nEvov,  die  anderen  werden 
heimlich  in  der  Dunkelheit  und  mittels  Betruges  vollbracht, 
vö  iievä  ok6tov(;  aal  djidTTjg  Xa^ägakog  yiyvö/nevov.  Ein  Einfluß 
auf  die  rechtliche  Wertung  oder  auf  die  Strafzumessung  wird 
der  Subsumierung  der  einzelnen  Verbrechenshandlung  unter  die 
eine  oder  die  andere  Kategorie  nicht  zugeschrieben,  vielmehr 
stehen  sich  beide  Arten  gleichwertig  gegenüber.  Die  Bedeutung 
dieser  rein  äußerlichen  Einteilung  wird  schon  dadurch  illusorisch, 
daß  Plato  selbst  sofort  zugibt,  bisweilen  trügen  die  Verbrechens- 
handlungen auch  die  Merkmale  beider  vorher  aufgestellter 
Kategorien  an  sich.  In  Fällen  der  letzten  Art  scheint  er  aller- 
dings einen  Rückschluß  auf  die  Gesinnung  des  Täters  zu  machen, 
denn  er  will  für  sie  die  härtesten  Gesetze  aufgestellt  wissen. 

§6. 
b)  Die  RechtswidrLgkeit. 

Jedes  Verbrechen  ist  bei  Plato  rechtswidrig,  weil  jedes 
Verbrechen  einer  jener  drei  verderblichen  Seelenkräfte  entspringt, 
deren  Folgen  stets  und  ausnahmslos  der  Gerechtigkeit,  der 
Tugend  zuwiderlaufen. 

Die  zu  allen  Zeiten  verschieden  und  heute  noch  nicht 
einmütig  beantwortete  Frage  nach  der  Begriffsbestimmung  der 

1)  Vgl.  Platner  a.  a.  O.  S.  680,  681. 

2)  IX  S.  864  C. 


Rechtswidrigkeit  wird  praktisch  bedeutungsvoll  bei  der  weiteren 
Frage,  in  welchen  Fällen  die  Rechtswidri^jkeit  ausgeschlossen, 
wann  eine  Handlung  nicht  rechtswidrig  is1.  Plato  gibt  hierfür 
eine  eigenartige  Antwort.  Indem  er  nämlic  h  den  oben  zitierten 
Satz,  daß  alle  der  Leidenschaft,  der  Wollust  und  der  Unwissenheit 
entspringenden  Handlungen  ungerecht  seien,  mit  den  Worten 
einleitet:  „Nun  dürfte  ich  dir  wohl  klar  und  deutlich  gegen- 
einander abgrenzen  können,  was  ich  als  das  Gerechte  und  das 
Ungerechte  bezeichne"^),  bringt  der  Philoso 3h  unzweifelhaft  zum 
Ausdruck,  daß  sich  für  ihn  die  Zahl  der  rechtswidrigen  Handlungen 
in  den  aus  jenen  drei  seelischen  Trieben  hervorgehenden  Taten 
erschöpft.  Daraus  folgt,  daß  alle  Handlungen,  die  sich  als  das 
Produkt  anderer  als  jener  drei  verderblicien  Seelenkräfte  dar- 
stellen, von  Plato  nicht  als  rechtswidrig  angesehen  werden. 
Damit  ist  das  Kriterium  zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  eine 
Handlung  rechtswidrig  ist  oder  nicht,  auf  das  psychologische 
Gebiet  übertragen:  der  seelische  Trieb,  weicher  die  Tat  zeitigte, 
ist  hier  maßgebend  für  ihre  rechtliche  Betrteilung. 

Diese  gewiß  einzigartige  Lösung  des  oben  gekennzeichneten 
Problems  kann  uns  nicht  wundernehmen,  wenn  wir  uns  wieder 
vergegenwärtigen,  daß  ein  Philosoph  die  ,  Gesetze"  geschrieben 
hat.  Da,  wie  wir  sahen,  infolge  des  eiger  artigen  Zweckes,  den 
Piatos  Gesetzesstaat  verfolgt,  die  rechtliche  Wertung  einer  Tat 
mit  der  sittlichen  zusammenfällt,  und  da  andrerseits  der  Philosoph 
die  Grundlage  für  die  sittliche  Beurteilung  der  Handlung  sucht, 
indem  er  deren  psychologische  Entstehun^:sgeschichte  erforscht, 
so  muß  auch  für  die  rechtliche  Wertung  das  psychologische 
Moment  maßgebend  sein.  Bei  der  Darstellung  der  platonischen 
Schuldlehre  soll  unten  erörtert  werden,  wie  sich  diese  Beziehung 
zwischen  Seele  und  Tat  von  den  für  die  Beaitwortung  der  Schuld- 
frage wesentlichen  psychologischen  Vorgängen  unterscheidet. 

Plato  selbst  hatte  zu  den  Richtern  seines  Staatswesens 
wohl  nicht  das  Zutrauen,  daß  sie  sich  bei  der  praktischen 
Handhabung  der  Gesetze  stets  über  diejenigen  seelischen  Kräfte, 


1)  IX  s.  863  E. 
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welche  für  die  zur  Beurteilung  stehende  Tat  bestimmend  gewesen 
waren,  hinreichend  klar  sein  würden,  um  daraus  über  die 
Rechtmäßigkeit  oder  Rechtswidrigkeit  der  Handlung  entscheiden 
zu  können.  Deshalb  normiert  er  gleich  den  modernen  Gesetz- 
gebern eine  Reihe  von  Tatbeständen,  in  denen  die  Rechtswidrigkeit 
der  Handlung  ein  für  allemal  als  ausgeschlossen  anzusehen 
sein  soll. 

Hierher  gehört  zunächst  der  uns  auch  heute  in  gleicher 
rechtlicher  Bedeutung  geläufige  Fall  der  Notwehr,  der  in  den 
„Gesetzen"  dreimal  Erw^ähnung  findet.  Straflos  bleibt  zuvörderst, 
wer  denjenigen,  der  ihn  zuerst  angriff,  zu  seiner  Verteidigung^ 
tötete,  mag  es  ein  Bürger  oder  Fremder  sein,  der  den  Angriff' 
unternahm,  ja  mag  es  selbst  der  eigene  Bruder  sein^).  Nur 
zwei  Ausnahmen  kennt  Plato  von  diesem  Satze;  während  die 
erste  einen  selten  hohen  ethischen  Standpunkt  verrät,  ist  die 
andere  ein  Produkt  der  schon  früher  bezeichneten  Vorurteile 
jener  Zeit.  Verboten  ist  nämlich  einmal  die  Notwehr  des  Kindes 
gegenüber  einem  Angriffe  des  eigenen  Vaters  oder  der  eigenen 
Mutter;  „denn  ihm  allein,  dem  es  lieber  sein  soll,  von  der  Hand 
der  Eltern  zu  sterben,  wird  kein  Gesetz  gestatten,  nicht  einmal 
um  den  Tod  von  sich  abzuwehren,  Vater  oder  Mutter  zu  töten, 
die  sein  Leben  dem  Licht  entgegenführten,  sondern  es  wird  ihm 
gebieten,  ausharrend  eher  all  das  zu  erdulden,  als  dergleichen 
zu  tun"2).  Und  dem  Vatermörder  steht  gleich  der  Sklave,  der 
zu  seiner  Verteidigung  einen  Freien  erschlug.  Greift  ihn  ein 
anderer  Sklave  an,  so  mag  er  ihn  in  der  Notwehr  töten,  trachtet 
ihm  aber  ein  Freier  nach  dem  Leben,  so  darf  er,  der  Rechtlose, 
sich  des  Angriffs  nicht  erwehren,  sondern  muß  den  Tod  geduldig 


V  IX  S.  869  C:  d6ü.(pög  ö'iäv  dde/.qöv  xreivy  iv  oräoeoi  fidxv? 
ytvoßiv7]g  ?"}  tlvl  TQÖzrq)  rotomq),  df^ivvöiiei'og  UQXOvxa  yuQoyv  jiqoteqov, 
y.ciM.itQ  ziOÄtfitov  d.ioxTElvag  eOToy  xaOaoög'  xal  ^äv  7io/.m]g  7co/.itY)v, 
ojoavuog,  //  ^ti^og  ^tvor  iäv  de  dovög  c'e'ror  y  gfcVog  dazöv  dfjLvrö/ierog 
y.Teü'i],  y.arä  raöza  eavco  tov  xai>aQÖg  eJmr  y.ai  ^äv  öov/.og  dov?.ov, 
ijGcwTog.  —  Gilbert,  a.  a.  O.  S.  511,  Anm.  1.   Vgl.  Herrlich  a.  a.  O.  S.  17. 

2)  IX  S.  869  B,  C. 


33 


entgegennehmen,  denn  er  ist  ja  nur  ein  Sklave!^)  Bei  einem 
Freien  aber  löst  nicht  allein  ein  Angriff  auf  das  Leben  das 
Recht  zur  Tötung  des  Angreifers  aus,  sondern  an  zweiter 
Stelle  ebenso  bisweilen  ein  Angriff  auf  die  Ehre;  denn  ein 
freies  Weib  und  ein  Knabe  dürfen  auch  jeden,  der  ihnen 
Gewalt  antun  will,  straflos  töten^).  Mehr  eingeschränkt  als 
das  Notwehrrecht  gegenüber  solchen  /angriffen,  zu  deren 
Abwehr  die  Tötung  des  Angreifers  erforderlich  ist,  erscheint  als 
dritter  Fall  der  Notwehr  das  Recht  der  Verteidigung  gegen 
Angriffe  leichterer  Art,  gegen  einfache  Mißhandlungen.  Nur 
gegenüber  Altersgenossen  und  Jüngeren  i^t  diese  Art  der  Not- 
wehr gestattet,  und  nur  in  der  natürlich  gebotenen  Weise,  mit 
bloßen  Händen,  ohne  die  Anwendung  irgend  welcher  Waffen^). 
Niemals  darf  man  sich  gegen  die  Mißhandlung  eines  Alteren 
selbst  verteidigen,  „jeder  halte  in  Wort  und  Tat  in  Ehren  den, 
der  älter  ist  als  er"*).  Zugleich  zeigt  Plato  hier,  daß  sein 
Notwehrbegriff  dem  unseren  sehr  ähnlich  ist.  Denn  wenn  er 
schon  vorher  die  Notwehr  als  Verteidigung  gegen  einen  gegen- 
wärtigen Angriff  darstellte,  so  bringt  er  durch  das  hier  eingefügte 
Erfordernis,  daß  die  Abwehr  nur  xarä  q))Oiv,  in  der  natürlich 
gebotenen  Weise  geschehen  darf,  zum  Ausdruck,  daß  nur  die 
zur  Abwehr  des  Angriffs  erforderliche  Verteidigung  gestattet  ist. 
Es  ist  jedoch  anzunehmen,  daß  Plato  auch  eine  straflose  Über- 
schreitung der  Notwehr  kennt;  denn  es  dürfte  häufig  für  den  An- 
gegriffenen schwer  gewesen  sein,  im  Augenblick  zu  unterscheiden, 

1)  IX  S.  869  D.  —  Herrlich  (a.  a.  O.  S.  18  zu  Anm.  92)  begründet 
die  Strafbarkeit  des  Kindes,  das  seine  Eltern,  und  des  Sklaven,  der  seinen 
Herrn  zu  seiner  Verteidigung  tötete,  damit,  daß  dem  Getöteten  ein 
Züchtigungsrecht  gegen  den  Täter  zustand.  Er  i  bersieht  dabei,  daß  dem 
Sklaven  die  Notwehr  auch  gegen  jeden  anderen  Freien  verboten  ist,  und 
daß  Plato  weder  den  Eltern  noch  dem  Herrn  ein  bis  zum  tötlichen  Angriff 
reichendes  Züchtigungsrecht  gewährt. 

2)  iX  S.  874  C:  xal  iäv  ikev^egav  yvvatta  ßid^ijzai  rig  T}  n:cuda 
.Tfcot  Tci'dcpQodioia,  vtjTioivl  TeOvdvc)  vjco  zou  vßQiadivrog  ;7(Vt. 

^)  IX  S.  879  E:  iihc  öt  Tfkixa  xal  zov  djiaiöa  :TQoixoi'za  i)Mxi(ji 
farzoo  iäv  zv.izfj,  yeoiot'  ze  ytgovza  xai  idv  r.'o»^  viov.  dfim'oDo)  xazn 
</vnii'  nvtv  ihÄoog  tifi/.aJg  zaJg  yjQoiv. 

^)  IX  S.  879  C. 
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ob  sich  der  Angriff  nur  als  eine  Mißhandlung  darstellte,  oder  ob 
sein  Leben  bedroht  war,  so  daf3  er  zu  dessen  Verteidigung  den 
Angreifer  töten  durfte. 

Neben  die  Notwehr  tritt  die  Nothilfe  als  ein  Grund,  der 
die  Rechtswidrigkeit  ausschließt.  Auch  die  Nothilfe  erwähnt 
Plato  einmal  bei  den  Mißhandlungsdelikten 0.  Wo  ein  Älterer 
von  einem  Jüngeren,  ein  Vater  oder  eine  Mutter  von  ihrem 
Kinde,  ein  Freier  von  einem  Sklaven  geschlagen  wird,  da  hat 
ein  jeder,  der  hinzukommt,  das  Recht,  dem  Mißhandelten  bei- 
zustehen und  mit  ihm  vereint  den  Angreifer  abzuwehren.  Ja. 
Plato  statuiert  hier  nicht  nur  ein  Nothilferecht,  sondern  sogar 
eine  Pflicht  zur  Hilfeleistung,  deren  Verabsäumung  sich,  wie  wir 
oben  sahen,  als  Unterlassungsdelikt  darstellt.  Außer  dieser 
Beistandleistung  bei  einfacher  Mißhandlung,  die  jedenfalls  über 
die  unbedingt  erforderliche  Abwehr  durch  Schläge  nicht  hinaus- 
gehen darf,  gestattet  Plato  aber  auch  die  Tötung  in  der  Nothilfe, 
und  zwar  zur  Verteidigung  eines  anderen  gegen  Totschlag  und 
zur  Verteidigung  eines  freien  Weibes,  sei  es  der  eigenen  Gattin 
oder  der  Mutter,  der  Schwester  oder  der  Tochter,  sowie  eines 
Knaben  gegen  gewaltsame  Schändung^).  Bemerkenswert  ist 
dabei  jedoch,  daß  die  Tötung  in  der  Nothilfe  nur  Angehörigen 
des  Angegriffenen  gestattet  ist;  den  mit  dem  Tode  Bedrohten 
dürfen  nur  seine  Eltern,  Kinder,  Geschwister  und  sein  Ehegatte 
in  dieser  Weise  verteidigen,  das  an  seiner  Ehre  gefährdete  Weib 
nur  dessen  Vater,  Brüder,  Söhne  und  Ehemann. 

Zusammen  mit  den  letztgenannten  Fällen  der  Nothilfe  führt 
Plato  noch  zwei  Tatbestände  an,  bei  denen  die  Rechtswidrigkeit 
der  Handlung  ausgeschlossen  sein  soll,  nämlich  die  Tötung  des 
auf  frischer  Tat  ertappten  nächtlichen  Einbrechers,  sowie  die 
Tötung  eines  Kleiderdiebes'').  Mit  Herrlich^)  dürfte  man  diese  Fälle 
wohl  als  Notwehr  zur  Verteidigung  seines  Eigentums  bezeichnen. 

1)  IX  S.  880  B,  S.  881  B  ff.,  S.  882  A. 

2)  IX  S.  874  C.  —  Herrlich  (a.  a.  O.  S.  18)  bezeichnet  die  hierher 
gehörigen  Fälle  als  Akte  der  Notwehr,  was  ja  auch  im  weiteren  Sinne 
lichtig  ist. 

^)  IX  S.  874  B. 

^)  A.  a.  O.  S.  18  zu  Anm.  04—06. 
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Löffler  will  in  einigen  dieser  Fälle,  bei  denen  nach  der 
hier  gegebenen  Darstellung  lediglich  die  Rechtswidrigkeit  der 
Handlung  ausgeschlossen  ist,  für  das  gesamte  attische  Recht  eine 
staatliche  Anerkennung  der  Rache  erblicken,  nämlich  bei  „der 
Ertappung  des  die  Hausehre  schändenden  Beischläfers,  wahr- 
scheinlich auch  an  dem  für  nocturnus"^).  Soweit  Löffler  sich 
dabei  auch  auf  Piatos  „Gesetze"  beruft,  ist  seine  Ansicht  unrichtig. 
Für  Piatos  Lehre  würde  es  unverständlich  erscheinen,  wollte 
der  Philosoph  hier  sein  eigentliches  Prinzip  durchbrechen  und  den 
von  ihm  mit  aller  Entschiedenheit  abgelehnten  Standpunkt  des 
Vergeltungsrechts  vertreten.  Denn  es  ist  tatsächlich  nicht  ein- 
zusehen, warum  die  von  Löffler  genannten  Fälle  anders  zu 
behandeln  sein  sollen  als  die  übrigen  Falle  von  Notwehr  und 
Nothilfe.  Plato  macht  jedenfalls  keinen  Unterschied,  bei  all 
diesen  Gelegenheiten  bestimmt  er  gleichmäßig,  daß  der  Tötende 
xa^a^og  satco.  Löffler  selbst  nimmt  aber  an,  daß  die  Tötung 
in  der  Notwehr  ^övog  dlxaiog  sei,  ein  Totschlag,  bei  dem  die 
Rechtswidrigkeit  ausgeschlossen  ist^). 

In  einer  weiteren  Reihe  von  Fällen  gestattet  das  Gesetz 
Handlungen,  die  an  sich  den  Tatbestand  eines  Verbrechens  dar- 
stellen, um  dadurch  sich  selbst  bei  anderen  Gehung  und  Gehorsam 
zu  verschaffen.  Hierher  gehört  vor  alh^m  die  Tötung  des  im 
Kontumazialverfahren  verurteilten  Mördars.  Der  Mörder,  der 
sich  durch  die  Flucht  dem  zuständigem  Strafgericht  entzog, 
wird  in  seiner  Abwesenheit  zu  lebenslän;^licher  Verbannung  ver- 
urteilt. Wagt  er  es  dennoch,  die  He  mat  des  Getöteten  zu 
betreten,  so  darf  ihn  jeder,  der  ihm  Degegnet,  nach  seinem 
Belieben  entweder  straflos  töten  oder  gefesselt  den  Behörden 
zur  Hinrichtung  überantworten'^).  Ein  solcher  Mörder  ist  also 
vogelfrei,  wie  der  Geächtete  im  deutschen  Recht^). 

1)  A.  a.  O.  S.  53  u.  Anm.  15. 

2)  A.  a.  O.  S.  57  Anm.  35. 

•'0  IX  S.  871  D:  q)vyi')i>  dt  xal  jui}  t)e/.i'iG  ig  y.ofniv  v:iooxeiif  q^ev/iro 
äsicpvyiav'  iäv  de  Tigl:iiiixi  Tomo^v  Ti)g  tob  (povtvOnTog  /jogag,  6  :i()oovvx<j)v 
.TOöjTog  TO}v  ofy.tüov  rov  d.ToOamiTog  //  y.uf  i(~)i'  .to/atou'  uvciti  y.ruvero) 
t'l  f)i)a(tg  ToTg  v.oyoroi  ti')v  ti)i>  di'y.tp'  y.gd'dvron'  y.Tilvtu  n:a(j(t()6Ti). 

^)  Vgl.  Herrlich  a.  a.  O.  S.  17. 
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Hierher  zählen  auch  einige  von  Plato  erwähnte  Fälle,  in 
denen  die  Rechtswidrigkeit  einer  Mißhandlung  aus  Gründen  der 
öffentlichen  Ordnung  und  Sitte  ausgeschlossen  sein  soll.  Wenn 
jemand  bei  einer  öffentlichen  Zusammenkunft,  bei  Opfern,  Wett- 
spielen oder  vor  Gericht  Schmähreden  gegen  einen  anderen 
ausstößt,  so  hat  der  leitende  Beamte  nicht  nur  das  Recht,  sondern 
sogar  die  Pflicht,  ihn  durch  Schläge  zur  Ruhe  zu  verweisen. 
Diese  Rechtspflicht  geht  auch  auf  einen  Privatmann  über,  wenn 
die  Beleidigung  bei  einer  anderen  Gelegenheit  geschieht,  sofern 
er  nur  älter  ist  als  der  Beleidiger.  Auch  dieser  darf  den 
Schmähenden  ungestraft  züchtigen^). 

Außer  den  hier  aufgeführten,  von  Plato  besonders  normierten 
Tatbeständen  kennt  der  Philosoph  zweifellos  noch  eine  Reihe 
nicht  ausdrücklich  erwähnter  Fälle,  in  denen  die  Rechtswidrigkeit 
der  Handlung  auf  Grund  des  Berufsrechts  regelmäßig  aus- 
geschlossen ist,  so  namentlich  bei  Soldaten  und  Ärzten.  Dies 
ergibt  sich  aus  einer  bei  der  Schuldlehre  zu  besprechenden 
Stelle-),  in  der  gewisse  Handlungen  dieser  Personen,  obgleich 
sie  nicht  im  Rahmen  des  Berufsrechts  vorgenommen  sind,  für 
straflos  erklärt  werden.  In  allen  anderen  Fällen  muß  der  Richter 
zur  Beurteilung  der  Rechtlichkeit  oder  Rechtswidrigkeit  der 
Handlung  auf  das  psychologische  Kriterium  zurückgreifen. 

c)  Die  Schuld. 

§7. 
a)  Das  Wollen  des  Erfolges. 

Eine  strafbare  Handlung  ist  nach  Plato  nicht  vorhanden, 
wenn  der  Täter  den  von  ihm  verursachten  schädlichen  Erfolg, 
die  ßkdßi),  unfreiwillig,  äxon',  bewirkt  hat'').  Die  erste  Voraus- 
setzung strafrechtlicher  Schuld  ist  bei  Plato  also  das  Wollen 
des  Erfolges,  der  unfreiwillig  verursachte  Erfolg  ist  überhaupt 
nicht   schuldhaft   herbeigeführt,   mithin   kennt   unser   Philosoph 

1)  XI  S.  935 B,  C.  Einen  ähnlichen  Fall  bietet  VII  S.  808  E  und  XI 
S.  917  C. 

2)  IX  S.  865  A. 

■•)  IX  S.  862  A.     Vgl.  oben  §  3. 
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nur  den  Vorsatz  als  Schuldform,  während  er  die  F^ahrlässigkcit 
als  solche  ablehnt.  In  einer  jeden  Zweifel  ausschließenden  Form 
bringt  er  diese  Lehre  zum  Vortragt).  Ausgehend  von  dem 
Erfahrungssatze,  daß  die  ßkdßai,  die  im  N'erkehr  vorkommenden 
gegenseitigen  Beeinträchtigungen  der  Bürger  untereinander, 
ebenso  oft  ungewollt  wie  gewollt  sind,  leirt  uns  Plato,  daß  man 
nun  nicht  glauben  dürfe,  auch  des  Unrechts  gebe  es  zwei  Arten, 
freiwilliges  und  unfreiwilliges.  Und  er  schließt  hier  den  oben 
zitierten  Satz  an,  daß  eine  unfreiwillige  Beeinträchtigung  kein 
Unrecht  sei,  während  andererseits  auch  ein  nicht  rechtmäßig 
bewirkter  Vorteil  als  solches  angesehen  v^erden  müsse.  In  dem 
von  ihm  so  gern  herbeigezogenen  Bilde  des  Gesetzgebers  als 
des  Seelenarztes  stellt  er  darauf,  wie  scion  an  früherer  Stelle 
erwähnt,  für  sein  Werk  den  Grundsatz  auf,  daß  die  ungerechten 
Beeinträchtigungen  und  Bereicherungen  als  Seelenkrankheiten 
zu  heilen  seien.  Da  ungewollte  Hardlungen  nach  Piatos 
Lehre  niemals  zu  den  ungerechten  Beeinträchtigungen  oder 
Bereicherungen  zählen,  so  kommt  mithin  die  fahrlässige  Übeltat 
für  seine  Strafgesetzgebung  überhaupt  nicht  in  Betracht. 

Dieser  Grundsatz  scheint  bei  zwei  y^.rten  von  Delikten  eine 
Durchbrechung  zu  erfahren:  bei  den  Tötingen  und  den  Körper- 
verletzungen. Bei  der  Normierung  der  hierher  gehörigen  Tat- 
bestände tut  Plato  auch  der  unfreiwilligen  Tötung-)  und  der 
ungewollten  Körperverletzung^)  Erwähnung.  Allein  der  Wider- 
spruch ist  nur  ein  scheinbarer.  Wir  diirfen  nicht  vergessen, 
daß  die  „Gesetze"  ja  nicht  nur  eine  Kodifikation  des  weltlichen 
Strafrechts  darstellen,  sondern  daß  in  ihni^n  auch  eine  Regelung 
des  übrigen  Rechts,  in  hervorragender  Weise  auch  des  Sakralrechts, 
enthalten  ist.  Und  in  der  Tat  regeln  die  für  die  Fälle  fahrlässiger 
Tötung  und  Körperverletzung  gegebenen  Bestimmungen  in  erster 
Linie  die  sakralen  Reinigungen,  die  der  Täter  zu  bestehen  hat^), 

1)  IX  S.  861   E  ff. 

2)  IX  S.  865  A  ff. 
^)  IX  S.  879  B. 

^)  Daß  diese  Behandlung  des  (povog  äxovoiog  auch  anderen  Rechten 
damaliger  Zeit  nicht  fremd  war,  vgl.  Hermann  a.  a.  O.  S.  33  zu  Anm.  4. 
—  Vgl.  auch  Philippi,  Der  Areopag  und  die  E[»heten  S.  62,  63. 
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daneben  auch  etwaige  zivilrechtliche  Ansprüche,  wie  sie  namentlich 
bei  der  Tötung  eines  fremden  Sklaven  zur  Entstehung  gelangen 
können.  Wenn  Plato  also  festsetzt,  daß  derjenige,  der  einen 
Freien  unfreiwillig  tötete,  die  Heimat  des  Verstorbenen  auf  ein 
Jahr  zu  meiden  habe,  so  handelt  es  sich  hier  nicht  um  die 
Festlegung  der  weltlichen  Strafe  der  Verbannung,  sondern  wir 
haben  es  hier  wieder  mit  jener  „sakralen  Reaktion  gegen  den 
Mord"  zu  tun,  deren  schon  an  anderer  Stelle  gedacht  wurde. 
Deshalb  trifft  für  Plato  auch  die  Annahme  Löfflers  nicht  zu,  daß 
der  q)övog  dxovoiog  in  damaliger  Zeit  „durchaus  noch  nicht 
straflos"  1)  gewesen  sei.  Soweit  Piatos  „Gesetze"  in  Frage 
kommen,  ist  der  q)övog  dxovaiog  allerdings  wie  alle  Fahr- 
lässigkeitsdelikte straflos,  und  die  dem  unfreiwilligen  Totschläger 
auferlegte  Verbannung  ist  keine  Strafe,  sondern  eine  Reinigungs- 
vorschrift des  Sakralrechts.  Auch  Herrlich,  der  für  das  attische 
Recht  im  allgemeinen  eine,  wenn  auch  milde  Bestrafung  des 
unvorsätzlichen  Totschlages  annimmt,  sieht  den  Grund  für  die 
von  Plato  festgesetzte  einjährige  Verbannung  des  fahrlässig 
Tötenden  lediglich  in  religiösen  Motiven^).  Ausdrücklich  wieder- 
holt Plato  sein  Prinzip  noch  einmal  bei  der  Erwähnung  der  fahr- 
lässigen Körperverletzung:  „Wer  unfreiwillig  einen  anderen 
verletzt,  soll  den  Schaden  einfach  erstatten;  denn  kein  Gesetz- 
geber ist  imstande,  über  den  Zufall  Befehle  zu  erteilen"  ^j. 

Wenn  Plato  nun  einige  Fälle  unvorsätzlichen  Totschlages 
besonders  erwähnt,  so  handelt  es  sich  hier  nicht,  wie  Löffler 
auch  in  Beziehung  auf  Piatos  „Gesetze"  annimmt^),  um  die  Auf- 
stellung besonderer  Deliktsgruppen,  bei  denen  das  Ungefähr 
ähnlich  wie  im  germanischen  Recht  als  typisch  angesehen  wird. 
Solcher  typischer  Ungefährdelikte  bedurfte  Plato  bei  seinem 
Prinzip  nicht.  Die  in  Betracht  kommenden  Tatbestände  — 
Tötung  eines  Befreundeten  im  Wettkampfe,  im  Kriege  oder 
bei  Kriegsübungen   und  Tötung  eines  Kranken   durch  den  ihn 

1)  A.  a.  O.  S.  55,  56. 

^)  A.  a.  O.  S.  22  zu  Anm.  119. 

3)  IX  S.  879  B. 

4)  A.  a.  0.  S.  56,  57. 


39 


behandelnden  Arzt  während  der  Behandlung)  —  werden  vielmehr 
in  sakraler  Beziehung  milder  behandelt  als  die  übrigen  Fälle 
unvorsätzlichen  Totschlages,  und  zw^ar  wohl  deshalb,  weil  sie  in 
Ausübung  des  Berufes  oder  in  der  Vorbildung  zu  einem  solchen 
geschehen.  Der  Arzt,  dessen  Patient  infolge  der  Behandlung 
stirbt,  ist  von  jeder  Reinigung  befreit,  der  Wettkämpfer,  der 
seinen  Gegner,  und  der  Krieger,  der  seiner  Parteigenossen  tötet, 
sie  haben  besondere  durch  delphischen  Spruch  festgesetzte 
Reinigungen  zu  bestehen,  deren  Einzelheiten  uns  zwar  nicht 
mitgeteilt  werden,  die  aber  sicherlich  geringer  sind  als  die  sonst 
für  ungewollte  Tötungen  bestimmten  Reinigungen.  Insbesondere 
wird  in  diesen  Fällen  wohl  stets  von  der  imm.^hin  einschneidenden 
Maßregel  der  zeitweiligen  Landesverweisung  zum  Zwecke  der 
Reinigung  abgesehen.  Rechtlich  erfahren  diese  Tatbestände  keine 
andere  Behandlung  als  alle  übrigen  Fahrlässigkeitsdelikte. 

Durchaus  irrig  erscheint  hier  die  Ansicht  Philippis,  der  in 
den  vorerwähnten  Tatbeständen  nicht  Fälle  des  q)6vog  aKoimog, 
des  unvorsätzlichen  Totschlages,  sonderr  solche  des  gpoi'oc 
dixaiog,  der  Tötung,  bei  der  die  Rechtswidrigkeit  ausgeschlossen 
ist,  erblicken  will  und  somit,  da  er  zugeben  muß,  daß  Plato 
die  Fälle  dem  g)6vog  aKovoiog  zurechnet,  unserem  Philosophen 
einen  gesetzgeberischen  Irrtum  vorwirft-).  Den  von  Philippi  für 
seine  Auffassung  angeführten  Grund,  daß  die  bezeichneten  Fälle 
gänzlich  straflos  seien,  und  daß  dies  das  Merkmal  des  q)övog 
ölxaiog  bilde,  hat  schon  Herrlich  zutreffend  als  nicht  stichhaltig 
bezeichnet^).  Völlige  Straflosigkeit  ist  kein  ausschließliches 
Merkmal  des  (pövog  dixatog,  bei  Plato  sind  alle  unvorsätzlichen 
Handlungen  ebenso  wie  die  rechtmäßigen  straflos.     Andererseits 


^)  IX  S.  865  A:  eJ  ng  ^v  dy(ovt  xal  äi/Xoig  dij^aooioig  CiyAor,  ehe 
jiaoaxQfjßa  ehe  Kai  iv  varegoig  XQf^^oig  ex  zöyv  :ih)y(bv,  cuieKTeive  riva 
(piXioVy  y  y.axä  n;öXeßov  (hoamcog  ^  xard  iieh'x))v  zijv  n^gög  n,6/*e{xov, 
n;oiov^ittvo)i'  äoxi]Oiv  vo)v  aQyßvxiav,  ^pÜMig  ocoiaao'v  rj  fievü  nvov  öji/mv 
cLi^ofitjiioviiUvcov  rrjv  Jio/.ef.uyJiv  Jigä^tv,  xadaQi}^Eig  xava  vöv  ex  JeAqpon' 
xofjiiaO^eiTa  jisqI  tovtov  vöfxov  eozo  xadagög'  iavimv  de  Ttegi  :idvxoyv,  dv 
6  'O^eQajievöjiievog  vji    avviov  «xövrwv  TeXevrqi,  xa')aQdg  emoi  xatä  vöjaor. 

-)  A.  a.  O.  S.  56  Anm.  80,  S.  58. 

2)  A.  a.  O.  S.  21. 
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aber  spricht  doch,  worauf  Herrlich  gleichfalls  hinweist,  die 
Erwägung,  daß  sich  die  hierher  gehörigen  Fälle  von  dem  vor- 
sätzlichen Morde  einfach  dadurch  unterscheiden,  daß  hier  die 
Tötungsabsicht  vorhanden,  dort  aber  ausgeschlossen  ist,  für  die 
Annahme,  daß  Plato  mit  seiner  Subsumierung  dieser  Tatbestände 
das  Richtige  getroffen  hat.  Die  Fälle  gehören  zum  (fovog 
dxovaiog  und  müssen  straflos  sein,  weil  Plato  zum  Vorhandensein 
eines  strafbaren  Delikts  den  Vorsatz  als  einzige  Schuldform 
verlangt. 

§8. 
ft)  Das  sittliche  Werturteil. 

Das  Wollen  des  Erfolges  allein  erfüllt  den  platonischen 
Schuldbegriff  noch  nicht.  Der  Fall,  daß  der  Täter  den  von  ihm 
verursachten  schädlichen  Erfolg  unfreiwillig  herbeigeführt  hat, 
ist  vielmehr  auch  dann  verwirklicht,  wenn  der  Handelnde  zwar 
gerade  diesen  Erfolg  beabsichtigte,  wenn  er  ihn  aber  nicht  als 
ßMßrj,  nicht  als  etwas  Schädliches  erkannte.  Zu  dem  Wollen 
des  Erfolges  tritt  also  bei  Plato  als  zweite  Voraussetzung  der 
Schuld  die  Erkenntnis,  daß  der  angestrebte  Erfolg  ein  schlechter 
sei,  und  eine  schuldhafte  Handlung,  mithin  auch  ein  strafbares 
Delikt  liegt  nicht  vor,  wenn  der  Täter  etwas  Gutes  beabsichtigte. 
In  folgendem  Satze  trägt  Plato  diese  Lehre  vor'):  „Wenn  die  Vor- 
stellung vom  Besten,  wie  es  wohl  nach  der  Ansicht  der  Regierung 
oder  einzelner  Bürger  sein  soll,  wenn  diese,  in  den  Seelen 
herrschend,  dem  ganzen  Menschen  die  Richtschnur  verleiht,  so 
muß  man,  auch  wenn  er  sich  irrt,  behaupten,  daß  alles,  was 
auf  dieser  Grundlage  getan  wird  und  dieser  Richtschnur  gemäß 
geschieht,  gerecht  und  das  für  das  ganze  Leben  der  Menschen 
Beste  ist,  daß  aber  von  vielen  eine  Schädigung  dieser  Art  als 
unfreiwilliges  Unrecht  angesehen  wird." 

Man  könnte  zunächst  zu  der  Annahme  versucht  sein,  daß 
Plato  hier  das  Bewußtsein  der  Rechtswidrigkeit  als  Schuldmoment 
statuieren  wolle.  Dagegen  spricht  jedoch  einmal  schon  die  von 
ihm    gewählte    Ausdrucksweise;    denn    der    Philosoph    fordert 

1)  IX  s.  864  A. 


T7)v  vov  dQ/oTov  öo^ni'  und  nicht  vov  öiy.niov,  und  er  unter- 
scheidet diese  beiden  Begriffe  überall  in  seinen  „Gesetzen"  sehr 
wohl.  Aber  abgesehen  davon,  stellt  Platc  schon,  ehe  er  seine 
Lehre  von  der  Rechtswidrigkeit  entwickeil,  als  ein  Fundament 
seiner  Strafgesetzgebung  den  Grundsatz  hin\):  „Ich  gebe  zu, 
daß  jedermann  unfreiwillig  Unrecht  tut".  Bestreitet  er  aber 
allgemein,  bei  jedem  Verbrechen  den  Willen,  etwas  Rechtswidriges 
zu  tun,  so  wäre  es  unsinnig,  würde  er  zur  Annahme  einer 
schuldhaften  Handlung  verlangen,  daß  der  Täter  den  beabsich- 
tigten Erfolg  als  einen  rechtswidrigen  ge  vollt  habe.  Nein,  in 
jenem  Satze,  daß  niemand  freiwillig  Unrecht  tue,  bestreitet  Plato 
überhaupt  die  Möglichkeit,  daß  irgend  c  nem  Verbrecher  das 
Bewußtsein  der  Rechtswidrigkeit  seiner  Handlungsweise  inne- 
wohne. Und  Plato  konnte  bei  seiner  Lehre  von  der  Rechts- 
wijjrigkeit,  wie  wir  sie  oben  kennen  gelernt,  zu  gar  keinem 
anderen  Ergebnis  gelangen.  Denn  das  f^erkmal  der  Rechts- 
widrigkeit der  Handlung:  daß  die  Tat  der  Leidenschaft,  der 
Wollust  oder  der  Unwissenheit  entspringt,  beruht  auf  einem 
unbewußten  seelischen  Vorgange.  Jene  drei  verderblichen  Kräfte 
lassen  die  Vorstellung  des  Erfolges  entsteht^,  und  damit  ist  der 
Vorgang,  der  die  Tat  späterhin  als  eine  rechtswidrige  erscheinen 
läßt,  abgeschlossen.  Deshalb  ist  der  an  früherer  Stelle  mehrfach 
gebrauchte  Ausdruck,  daß  die  rechtswidrige  Handlung  auf  die 
drei  Seelenkräfte  zurückzuführen  sei,  an  sich  ungenau;  nicht 
die  Tat  selbst  wird  durch  jene  Kräfte  gezeitigt,  sondern  nur  die 
Vorstellung  des  Erfolges.  Diese  Vorstellung  erst  tritt  in  das 
Bewußtsein  des  Täters,  aber  welcher  Seelenkraft  sie  entsprang, 
darüber  hat  er  keine  Klarheit;  wäre  es  doch  widersinnig,  wollte 
man  annehmen,  daß  der  Täter  sich  bew  jßt  sein  könnte,  die 
Vorstellung  zur  Tat  und  damit  weiterhin  die  Tat  selbst  entspringe 
seiner  Unwissenheit.  Wenn  der  Handelnde  aber  nicht  erkennt, 
aus  welcher  seelischen  Kraft  seine  Tat  bezw.  die  Vorstellung 
des  Erfolges  seiner  Tat  hervorgeht,  so  kann  er  auch  ihre  Recht- 
lichkeit oder  Rechtswidrigkeit  nicht  beurteien.  Damit  ist  auch 
zugleich  der  Unterschied  zwischen  den  psychologischen  Vorgängen, 
0  IX  s.  860  D. 
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welche  die  Tat  zu  einer  rechtswidrigen  machen,  und  denen,  die 
sie  zur  schuldhaften  werden  lassen,  gegeben:  jene  sind  die 
früheren  und  sind  unbewußt,  diese  treten  später  ein,  aber  der 
Täter  ist  sich  ihrer  bewußt. 

Also  nicht  das  Bewußtsein  der  Rechtswidrigkeit  bildet  bei 
Plato  die  zweite  Voraussetzung  der  Schuld,  sondern  es  ist  die  Er- 
kenntnis des  Täters,  daß  der  von  ihm  gewollte  Erfolg  ein  schlechter 
sei.  Jedoch  darf  er  dabei  nicht  seine  eigenen,  vielleicht  von  der 
Meinung  der  Mitbürger  abweichenden  Anschauungen  von  Gut 
und  Böse  zu  Grunde  legen,  sondern  die  Vorstellung  vom  Besten, 
wie  sie  in  der  Gesamtheit  im  allgemeinen  besteht,  soll  den 
Maßstab  für  seine  Beurteilung  bilden.  Da  der  Täter  nun  häufig 
keine  genaue  Kenntnis  von  der  Ansicht  seiner  Mitbürger  haben 
wird,  so  muß  hier  seine  subjektive  Überzeugung  von  der 
Meinung  der  Mitwelt  zur  Wertung  der  Tat  genügen.  Wenn 
der  Täter  also  überzeugt  ist,  daß  seine  Handlungsweise  wenigstens 
von  einem  Teil  seiner  Mitbürger  als  gut  angesehen  würde, 
dann  handelt  er  nicht  schuldhaft,  sollte  er  sich  gleich  über  die 
wirkliche  Meinung  der  Bürger  im  Irrtum  befinden,  sollte  der 
von  ihm  gewollte  Erfolg  auch  tatsächlich  ein  schlechter  sein^). 

Deshalb  kann  Plato  den  oben  im  Zusammenhange  schon 
erwähnten  Fall  des  Kriegers,  der  seinen  Parteigenossen  tötet, 
weil  er  ihn  für  einen  Feind  hält,  gar  nicht  anders  beurteilen, 
als   er   es   tut.     Der  Kämpfende,   in   dem  Irrtum  befangen,  daß 

1)  Diese  Lehre  Piatos  erscheint  um  so  interessanter,  als  ihr  voller 
Inhalt  uns  in  neuester  Zeit  wieder  zum  Vortrag  gebracht  worden  ist.  Denn 
was  bedeutet  jene  platonische  Forderung,  daß  der  Handelnde  überzeugt 
sei,  der  von  ihm  gewollte  Erfolg  werde  von  seinen  Mitbürgern  als  ein 
guter  angesehen,  praktisch  anderes,  als  wenn  Graf  Dohna  in  Übereinstimmung 
mit  A.  Merkel  und  anderen  in  seiner  Hallenser  Antrittsvorlesung  über  „die 
Elemente  des  Schuldbegriffs*'  (Der  Gerichtssaal,  Band  65,  Seite  304  ff)  ver- 
langt, daß  die  Täter,  um  unvorsätzlich  zu  handeln,  „nichts  tun,  was  sich 
nicht  nach  ihrer  Ansicht  ohne  weiteres  generalisieren  ließe**?  (S.  323.) 
Auch  Plato  verlangt  von  dem  V^erbrecher  nichts  anderes  als  „das  Bewußtsein 
der  Pflichtwidrigkeit'*  (Dohna  S.  322)  seiner  Handlungsweise;  denn  der 
Täter  weiß  auf  Grund  seiner  Erziehung,  daß  er  nur  das  Gute  erstreben 
darf,  daß  dies  allein  seine  Pflicht  ist.  Auch  die  von  Graf  Dohna  an- 
geführten Fälle,  in  denen  nach   seiner  Ansicht  mangels  des  Bewußtseins 


er  einen  Feind  des  Vaterlandes  vor  sich  hab.\  mußte  annehmen, 
daß  alle  seine  Mitbürger  seine  Handlungsweise  als  gut  bezeichnen 
würden.  Wenn  Löffler  diesen  Fall  für  „bemerkenswert  durch 
die  richtige  Behandlung  des  Irrtums"  erklärt^),  so  mag  er  insofern 
recht  haben,  als  Plato  damit  einen  bemerkenswert  hohen  Stand- 
punkt gegenüber  seinen  Zeitgenossen  einnimmt:  innerhalb  des 
Systems  der  platonischen  Strafrechtslehre  bietet  der  Fall  nur  die 
konsequente  Durchführung  der  von  Plato  aufgestellten  Grundsätze. 
Dabei  bleibt  außer  Betracht,  ob  der  Irrtum  des  Täters  ein  ent- 
schuldbarer oder  unentschuldbarer  war;  denn  die  Fahrlässigkeit, 
die  hier  in  Frage  kommen  könnte,  lehnt  Plato  auch  in  dem 
zitierten  Satze,  in  welchem  er  das  Bewußtsein  der  Pflichtwidrigkeit 
als  Schuldmerkmal  statuiert,  ausdrücklich  als  Schuldform  ab. 

Die  Forderung  Piatos,  daß  der  Täter  zunächst  eine  gewisse 
Wertung  des  beabsichtigten  Erfolges  vornehme,  ergibt  von  selbst 
eine  Reihe  von  Fällen,  in  denen  die  Schuld  ausgeschlossen  sein 
muß,  weil  dem  Handelnden  diese  Beurteilung  unmöglich  war. 
Deshalb  liegt  ein  schuldhaftes  Delikt  nicht  vor,  wenn  der  Täter 
im  Wahnsinn  oder  unter  dem  Drucke  von  Krankheiten  gehandelt 
hat,  oder  wenn  ihm  infolge  eines  sehr  hohei  Alters  oder  wegen 
seiner  Jugend  das  nötige  Unterscheidungs^^ermögen  abging-). 
Eine   bestimmte   Grenze   der  Strafmündigkeit   nach   unten  oder 


der  Pflichtwidrigkeit  die  Freisprechung  der  Täter  zu  erfolgen  haben  würde, 
sie  wären  nach  platonischem  Gesetz,  wofern  sie  dort  überhaupt  Verbrechens- 
tatbestände darstellen  würden,  nicht  anders  zu  beu 'teilen.  Es  ist  für  uns 
unerheblich,  daß  Dohnas  Lehre  von  Liszt  (Lehrbuch  16.  17.  Aufl.  S.  157 
Anm.  1)  und  zahlreichen  anderen  (vgl.  die  Literatur  bei  v.  Liszt  a.  a.  O. 
und  S.  178  Anm.  1)  abgelehnt  wird,  sicherlich  bietet  auch  diese  Überein- 
stimmung Piatos  mit  einer  Reihe  unserer  heutigen  Rechtslehrer  einen 
Beweis  dafür,  daß  Piatos  „Gesetze**  weder  nur  veraltete  Rechtsanschauungen 
noch  die  utopistischen  Wünsche  eines  Philosophen  uim  Ausdruck  bringen, 
sondern  vielfach  modernes,  lebenswarmes  Rechtsempfinden! 

1)  A.  a.  O.  S.  56  Anm.  33. 

-)  IX  S.  864  D:  tovto)i>  öi)  rig  uv  locog  j:ocl:btt  ri  navttg  >*  i'öooig 
V  yOQQ-  V'ieQitiTQo)  gm>e/önf:vog  rj  jiaidifj.  /oat/nevog,  itvön'  no  t(7)v  toiovtov 
dia(ptQ(or  (')i'  ctr  y(yv})xai  ti  cfaregov  zolg  ^ukeyßeunv  fzciorore  dcAnoTnlg, 
.  .  .  .,  y,Qii>y  dt  ovuo  diareOtig  nciQavo^hiioai,  tijv  /ui'  t^/.dihp;  fyi'  (u-  rtf« 
y.axaß/AYlh  :idvxo}g  ä:i/.riv  d.iovivtTO),  tÖjv  dt  ä/.kov  dixaiofuizcot^  dfftiodo), 
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nach  oben  zieht  Plato  nicht,  sondern  er  überläßt  den  Richtern 
überall  die  Prüfung  der  Frage,  ob  der  Handelnde  die  erforderliche 
Einsicht  besessen  hat.  Kommen  diese  zu  der  Überzeugung,  daß 
einer  der  erwähnten  Schuldausschließungsgründe  vorliegt,  so  ent- 
fällt jede  Strafe;  der  Täter  hat  Schadensersatz  zu  leisten,  und  nur 
wenn  seine  Hände  Blut  vergossen  haben,  muß  er  zu  seiner 
Reinigung  auf  ein  Jahr  die  Heimat  verlassen. 

Piatos  Scharfblick  entging  es  auch  nicht,  daß  die  Grenze 
zwischen  den  freiwilligen  und  unfreiwilligen  Delikten,  grade  mit 
Rücksicht  auf  das  von  ihm  aufgestellte  Erfordernis  des  Bewußt- 
seins der  Pflichtwidrigkeit  der  Handlung,  mitunter  schwer  zu 
ziehen  sein  dürfte,  und  er  selbst  bezeichnet  eine  Gruppe  von 
Handlungen  als  zwischen  den  freiwilligen  und  den  unfreiwilligen 
liegend,  nämlich  die  Tötungen  und  Körperverletzungen  im 
Affekt').  Der  ersteren  unterscheidet  er  zwei  Arten:  Tötungen, 
die  in  plötzlicher  zorniger  Aufwallung  begangen  werden,  und 
denen  alsbald  die  Reue  folgt,  und  andererseits  solche,  die  die 
Frucht  eines  längere  Zeit  gehegten  Hasses  bilden  und  aus 
Rache  vollführt  werden.  Während  jene  eine  gewisse  Ähnlichkeit 
mit  den  unfreiwilligen  Tötungen  aufweisen,  stehen  diese  nach 
Plato  dem  vorsätzlichen  Morde  näher,  ohne  daß  doch  die  Merkmale 
der  einen  oder  der  anderen  Gruppe  ganz  erfüllt  werden.  Plato 
bezeichnet  es  deshalb  als  schwierig,  diese  Fälle  gesetzgeberisch 
zu  behandeln,  und  er  beschränkt  sich  darauf,  die  Reinigungs- 
vorschriften zu  bestimmen  und  gewisse  Xebenstrafen  festzusetzen. 
Wer  unvorbedacht  und  im  Zorn  einen  Totschlag  beging,  soll 
dasselbe  erleiden  wie  jemand,  der  die  gleiche  Tat  nicht  im  Zorn 
ausführte;  er  hat  also  die  für  den  nur  unvorbedacht  Handelnden, 
d.  h.  für  den  fahrlässig  Tötenden  vorgeschriebenen  Reinigungen 
zu  bestehen,  nur  soll  er,   um  sich  beherrschen  zu  lernen,   auf 

.T/.//)'  äi>  noa  rträ  d.ioy.Tei'vag  ß,)  y.aOaodg  //  täc;  xtioag  (förov  ovzo 
<Yf(g  aA?,i)v  xotoar  y.al  t6:tov  d.-if:/M)v  or/Mrco  töv  hnavTov  ey.dt]}iä)v.  — 
Darauf  verwiesen  auch  IX  S.  881  B.  —  Vgl.  Herrlich  a.  a.  O.  S.  8,  Platner 
a.  a.  O.  S.  678. 

0  Die  ersteren  werden  IX  S.  866  D— 869  E  behandelt,  letztere  IX 
S.878B— 879A.  —  Vgl.  Löffler  a.  a.  O.  S.  58,  Herrlich  a.  a.  O.  S.  12,  13, 
Platner  a.  a.  O.  S.  683, 684,  Gilbert  a.  a.  0.  S.  535. 


zwei  Jahre  in  die  Verbannung  gehen.  Die  ^jeichen  Vorschriften 
bestehen  für  den,  der  im  Zorn  aber  mit  Vorbedacht  einen  Tot- 
schlag beging,  doch  hat  bei  ihm  die  Verbarnung  drei  Jahre  zu 
währen.  Die  für  die  Tötungen  im  Affekt  bestimmten  Neben- 
strafen sind  gleichfalls  sakraler  Natur.  Eine  Hauptstrafe  stellt 
Plato  nur  für  zwei  Fälle  der  Tötung  im  Affekt  auf:  Der  Sklave, 
der  seinen  Herrn  im  Zorn  erschlug,  und  dcs  Kind,  das  seinen 
Vater  oder  seine  Mutter  im  Zorn  tötete,  sie  sollen  in  jedem 
Falle  den  Tod  erleiden.  Hier  hat  die  rechtliche  Wertung  der 
Tat  hinter  der  ethischen  zurückzutreten^.  Im  übrigen  aber  ist 
dem  Richter  bei  der  Beurteilung  der  im  Affekt  begangenen 
Handlungen  freie  Hand  gelassen.  Er  hat  zu  prüfen,  ob  die 
Ähnlichkeit  der  Tat  mit  einer  vorsätzlichen  so  groß  ist,  daß  er 
die  hierfür  festgelegte  Strafe  eintreten  lassen  darf.  Ist  dies  nicht 
der  Fall,  so  bleibt  die  Handlung  für  das  weltliche  Strafrecht 
außer  Betracht,  nur  die  sakralen  Vorschriften  |,Teifen  Platz.  Denn, 
mag  auch  die  Grenze  nicht  haarscharf  zu  zii^hen  sein,  so  bleibt 
doch  als  ein  Grundsatz  der  platonischen  Strafgesetzgebung 
bestehen:  Keine  Strafe  ohne  Schuld,  und  Schuld  ist  das  Wollen 
des  als  schlecht  im  Urteile  der  Mitbürger   erkannten  Erfolges. 

III.  Die  Strafe. 

§9. 

1.  Arten  und  Vollzug  der  Strafen. 
.  Einem  dreifachen  Zweck  soll,  wie  wir  sahen,  die  Strafe 
bei  Plato  dienen:  den  Verbrecher  selbst  und  seine  Mitbürger 
von  der  Begehung  fernerer  Übeltaten  abzuschrecken,  den 
besserungsfähigen  Täter  zu  bessern,  den  besserungsunfähigen 
aus  der  Gemeinde  zu  entfernen.  Während  (ier  Zweck  der  Ab- 
schreckung, wenigstens  soweit  die  Mitbürger  des  Bestraften  in 
Betracht  kommen,  von  allen  Strafarten  in  gleicher  Weise  verfolgt 
wird,  schließen  sich  offenbar  die  Zwecke  der  Besserung  und 
der  Eliminierung  des  Verbrechers  häufig  gegenseitig  aus.  Es 
liegt  auf  der  Hand,    daß  die  Strafen  verschiedenartig  gestaltet 

0  Vgl.  oben  §6  S.32. 
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sein  müssen,  je  nachdem  sie  in  erster  Linie  dem  einen  oder  dem 
anderen  Zweck  dienen  sollen.  Noch  eine  zweite  Scheidung 
können  wir  im  platonischen  Strafensystem  machen,  und  zwar  jene 
in  Haupt-  und  Nebenstrafen,  wie  wir  sie  heute  auch  kennen. 
Dabei  ist  es  ohne  weiteres  klar,  daß  die  Nebenstrafen  nur  zum 
Zwecke  der  Abschreckung  oder  Besserung  verhängt  werden ;  den 
Täter  unschädlich  zu  machen,  kann  nur  Gegenstand  einer  Haupt- 
strafe sein.  So  ergibt  sich  in  den  „Gesetzen'^  ein  äußerst 
mannigfaltiges  Strafensystem,  von  dem  die  Aufzählung,  die 
Plato  an  einer  Stelle  mitteilt'),  und  in  der  er  in  bunter  Reihe 
Haupt-  und  Nebenstrafen  der  verschiedensten  Art  anführt,  nur 
ein  unvollständiges  Bild  gewährt. 

Unter  den  Strafen,  die  neben  der  Abschreckung  die  Ent- 
fernung des  Verbrechers  aus  der  Gesellschaft  verfolgen,  nimmt 
naturgemäß  die  Todesstrafe  die  erste  Stelle  ein.  Sie  gewinnt 
im  Strafensystem  der  „Gesetze"  eine  besondere,  eigenartige 
Bedeutung.  Denn  da  der  Gesetzesstaat  den  Zweck  verfolgt, 
jedweden  seiner  Bürger  ausnahmslos  zur  Vollkommenheit  der 
Tugend  zu  führen,  so  enthält  die  Festsetzung  der  Todesstrafe 
seitens  der  Richter  in  jedem  einzelnen  Falle  zugleich  das  Ge- 
ständnis, daß  der  Staat  gegenüber  diesem  einen  seiner  Bewohner 
seinen  Zweck  verfehlt  habe,  da  dieser  durch  kein  Mittel,  selbst 
nicht  durch  die  Verhängung  bessernder  Strafen  zur  Tugend  zu 
erziehen  sei.  Deshalb  ist  es  erklärlich,  daß  unser  Philosoph  sich 
nur  schwer  zu  einer  so  einschneidenden  Maßregel  entschließt, 
und  daß  er  wiederholt  Gelegenheit  nimmt,  die  Todesstrafe  aus- 
führlich zu  begründen.  Es  sind  nicht  allein  die  für  die  Ver- 
hängung der  eliminierenden  Strafen  im  allgemeinen  maßgebenden 
Gedanken,  welche  auch  die  Todesstrafe  rechtfertigen,  sondern 
es  kommt  hinzu,  daß  das  Dasein  eines  als  unverbesserlich  schlecht 
erkannten  Menschen  dem  Staate  zur  Schande  gereicht,  und  daß 


0  IX  S.  855C:  äniiov  dt  .-icu'Td.i;aoi  fuiöira  uvcu  i[U]di\ioTe  /wyö' 
f(f'  fi'}  TÖiV  änrtoT)]!iiÜTO)v,!^it)d'iK'iso6()(ov(pvydda'  Odvazov  f)f  tj  öeofiovg 
ij  .ihr/n^  ?i  Ttrag  dit()oq)oi^g  töoag  y  mdoug  ij  ^laoaoTdoeig  ug  feQa  tJil 
rd   rTig   yvioag   in/aTd,  //  /oinidro)!'   xaOd.Tio   Hinijoolhv  ti.ioiiiv  r/.iiaug 


man  deshalb  mit  Rücksicht  auf  die  Staat^ehre  einen  solchen 
Verbrecher  lieber  töten  als  durch  andere  Mittel  unschädlich 
machen  soll.  Endlich  aber  meint  unser  [Philosoph,  daß  auch 
für  den  Verbrecher  selbst  der  Tod  etwas  Besseres  ist  als  ein 
Leben  in  der  Schmach,  zu  den  Schlechtesten  des  Staates  zu 
gehören ').  So  kommt  es,  daß  Plato  trotz  der  unangenehmen 
Bedeutung,  welche  die  Todesstrafe  hinsichtlich  der  Durchführung 
des  Staatszwecks  besitzt,  von  ihrer  Festsetzung  einen  ausgiebigen 
Gebrauch  macht;  und  nahezu  im  gleichen  Umfange  finden  wir 
sie  angedroht  gegen  Bürger  und  Nichtbürger,  gegen  Freie  und 
Sklaven,  wenn  auch  gegen  einheimische  Borger  noch  häufiger 
als  gegen  andere.  Der  Tod  ist,  gleichgültig,  wer  als  Täter  in 
Frage  kommt,  die  Strafe  für  Mord  (IX  S.  81 1  D)  und  Hochverrat 
(IXS.  856C),  für  verbotene  Opfer  (XS.  910E)  und  Zeugnis- 
ablegen eines  Zeugnisunfähigen  (XI  S.  937  C),  zuweilen  auch  für 
unerlaubte  Rückkehr  eines  Verbannten  (z.  B.  IX  S.  881  D  und 
XI S.  938  C).  Bei  Bürgern  findet  die  Todesstrafe  ferner  An- 
wendung für  Tempelraub  (IX  S.  854  E)  und  Diebstahl  am  Staatsgut 
(XII  S.  941  D),  sowie  für  Rechtsverdrehung  (XI  S.  938 C).  Endlich 
trifft  die  Todesstrafe  Kinder,  die  ihre  Eltern  verwundeten  oder 
im  Affekt  töteten,  und  Sklaven,  welche  die  gleichen  Verbrechen 
gegen  ihren  Herrn  begingen  (IX  S.  868  B.  869  C,  877  B),  Ge- 
schwister, die  Bruder  oder  Schwester  absichtlich  verwundeten 
(IX  S.  877  B),  sowie  den  Arzt,  der  durch  Giftmischen  einen 
Schaden  verursachte  (XI  S.  933  D).  Bei  dieser  häufigen  An- 
wendung erscheint  es  um  so  erstaunlicher,  daß  Plato  sich  in 
den  „Gesetzen"  gar  nicht  darüber  ausspricht,  wie  er  die  Todes- 
strafe vollstreckt  wissen  will.  So  genau  er  auch  den  Prozeß 
schildert,  in  dem  die  todeswürdigen  Verbrechen  abgeurteilt  werden 
sollen,  —  wie  der  Verurteilte  aus  dem  Leb-m  scheidet,  darüber 
sagt  er  nichts.  Dies  Stillschweigen  darf  wohl  dahin  gedeutet 
werden,  daß  sich  Plato  hier  an  das  attische  Vorbild  anschließen 
will.  Für  diese  Vermutung  spricht,  daß  einige  andere  Tötungsarten 

0  Eine  ausführliche  Begründung  der  Todesstrafe  enthält  die  oben 
S.  13  zitierte  Stelle  IX  S.  862  E  ff.  Es  treten  hinzu  V  S.  735  D,  E,  XII 
S.  957  E.  ff.     Vgl.  Hermann  a.  a.  O.  S.  20  zu  Anni.  3. 
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mit  Sicherheit  ausscheiden.  Wenn  Plato  nämlich  in  mehreren 
weiter  unten  zu  besprechenden  Stellen  entehrende  Strafen  erwähnt, 
die  noch  an  dem  Leichnam  des  Hingerichteten  vollzogen  werden 
sollen^),  so  geht  daraus  hervor,  daß  Verbrennung  als  Hinrichtungs- 
art keinesfalls  in  Frage  kommt;  aber  auch  an  Enthauptung  ist 
deshalb  wohl  nicht  zu  denken,  und  so  erscheint  die  Annahme 
gerechtfertigt,  daß  Plato  die  Todesstrafe  mit  Hilfe  des  Schierlings- 
bechers vollstreckt  sehen  möchte. 

Sowohl  der  Besserung  als  auch  der  Eliminierung  des  Un- 
verbesserlichen sollen  je  nach  der  Art  ihrer  Anwendung  zwei 
andere  Strafen  der  „Gesetze"  dienen.  Hierher  gehört  zunächst 
die  Landesverweisung,  die  wie  die  Todesstrafe  gegen  Bürger 
und  Fremde,  ja  sogar  auch  gegen  Sklaven  verhängt  wird.  Sie 
ist  allerdings,  soweit  sie  als  Strafe  des  weltlichen  Strafrechts 
in  Betracht  kommt,  stets  eine  lebenslängliche  und  wird  als 
solche  namentlich  festgesetzt  für  Mord,  wenn  der  Täter  sich 
der  Todesstrafe  durch  die  Flucht  entzogen  hat  (IXS.  871D),  für 
Verwundung  in  Tötungsabsicht  (IX  S.  877  B,  C),  Mißhandlung  der 
Eltern  (IX  S.  881  D)  und  Betteln  (XI  S.  936  C).  Bei  Fremden  und 
Sklaven  ist  die  Landesverweisung  auch  die  Strafe  des  Tempel- 
raubes (IX  S.  854  D)  und  der  Rechtsverdrehung  (XI  S.  938  B),  bei 
Fremden  endlich  noch  die  Strafe  für  Unterlassung  der  Hilfe- 
leistung bei  einer  Mißhandlung  (IX  S.  881  B).  Auch  die  lebens- 
längliche Verbannung  ist  naturgemäß  in  erster  Linie  für  die 
Unschädlichmachung  des  Verbrechers  bestimmt,  ohne  daß  sie  doch 
dabei  eine  so  einschneidende  Maßregel  darstellt  wie  die  Todes- 
strafe. Denn  dem  in  der  Verbannung  Lebenden  ist  immerhin 
die  Möglichkeit  gegeben,  sich  durch  die  lange  Strafe  zu  bessern, 
und  dieser  Gedanke  mag  bei  ihrer  Normierung  neben  dem 
Hauptzweck,  wenn  auch  in  geringerem  Maße,  mitbestimmend 
gewesen  sein-).     Dabei  ist  mit  der  Verbannung  nicht,  wie  man 


1)  IX  S.871  D,  873  B. 

2)  Deutlich  ausgesprochen  ist  dieser  Gedanke  IX  S.  854D,  wo  Plato 
im  Anschluß  an  die  Festsetzung  der  Landesverweisung  als  Strafe  des 
Tempelraubes  sagt:  idya  yhu  nv  i)oh^  thothv  rliv  dt'y.tn'  yivoir'  uv  ■klviotv, 
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annehmen  könnte,  die  Einziehung  des  Vermögens  verbunden, 
auch  der  Verbannte  bleibt  im  Genuß  seiner  Habe^).  Ja,  selbst 
in  dem  Falle,  daß  drei  Generationen  einer  Familie  mit  dem 
Tode  bestraft  sind  und  deshalb  die  gan/;e  Familie  als  unver- 
besserlich des  Landes  verwiesen  wird,  darf  sie  ihr  bewegliches 
X'ermögen  mitnehmen,  und  nur  für  das  ihr  v^om  Staate  verliehene 
Erblos  kann  sie  einen  Ersatz  nicht  beanspruchen'-).  Die  zeit- 
weilige Verbannung  setzt  Plato  nur  gelegeitlich  als  Reinigungs- 
mittel des  Sakralrechts  fest,  so  in  einigen  schon  erwähnten  Fällen 
der  fahrlässigen  Tötung  und  der  Tötung  im  Affekt,  bei  letzterer 
allerdings  auch  mit  dem  ausgesprochenen  Zweck  der  Besserung 
des  Verbannten^). 

Auch  die  Haftstrafe  kann  bei  Plato  (jine  zeitige  oder  eine 
lebenslängliche  sein,  doch  ist  hier  die  letztere  bei  weitem  die 
seltenere.  Während  diese  nur  für  einigii  schwere  Religions- 
vergehen angedroht  wird  (X  S.  909  B,  C)*).  ist  die  zeitige  Haft 
hauptsächlich  die  Strafe  des  Diebstahls  (IX  S.  857  A),  der  Miß- 
handlung (IX  S.  880  B,  C),  der  Gottesleugr  ung  aus  Unverstand 
(X  S.  908  E)  und  der  Verfolgung  eines  unwürdigen  Berufes 
(XIS.  919E).  Plato  will  in  seinem  Gesetzesstaat  drei  Arten  von 
Gefängnissen  eingerichtet  wissen"*):  das  erste,  am  Markt  gelegen, 
nimmt  die  meisten  mit  Haft  Bestraften  auf;  das  zweite  wird  als 
ocog)QovtaT7]Qiov,  als  Besserungsanstalt  bezeichnet  und  schließt 
somit  schon  in  seinem  Namen  die  Vollstreckung  lebenslänglicher 
Strafen  aus ;  das  dritte  führt,  wie  Plato  sich  ausdrückt,  gewisser- 
maßen als  böse  Vorbedeutung  den  Namen  uficogia.  Hier  werden 
die  lebenslänglichen  Freiheitsstrafen  vollstreckt,  geschärft  durch 
den  Mangel  jeglichen  Verkehrs  mit  einem  Freien.  Es  ist  an- 
zunehmen, daß  Plato,  wo  er  in  den  „Gesetzen"  von  Haft  oder 
Fesselung  spricht,  gemeiniglich  an  das  erstgenannte  Gefängnis 


^)  IX  S.877B:   jj^erdoraotv  de  elg  trjv  yeirova  aöhv  amo)  yr/veoOat 
öoä  ßiov,  Kaojiovjiievov  uTiaoav  vijv  avvov  zTr^oLv.  —  Vgl.  Herrlich  S.  15  Anm.72. 

2)  IX  S.856D. 

3)  IX  S.  867C  (}iO?AC(ov  töv  avvov  'd^vf.iov). 

4)  Vgl.  Hermann  a.a.O.  S.  45  zu  Anm.3. 

5)  X  S.  908,  909. 
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denkt,  wie  er  dieses  denn  auch  als  für  die  meisten  Inhaftierten 
bestimmt  bezeichnet.  2(oq)QoviOTrjQiov  und  ußcogia  werden  aus- 
drücklich nur  für  gewisse  Religionsvergehen  festgesetzt. 

Alle  anderen  Strafen  der  „Gesetze"  verfolgen  lediglich  die 
Zwecke  der  Besserung  und  Abschreckung;  sie  richten  sich  gegen 
verschiedene  Rechtsgüter,  vor  allem  gegen  den  Körper,  das 
Vermögen  und  die  Ehre.  Als  Leibesstrafe  kennt  Plato  die 
Geißelung.  Sie  wird  in  den  „Gesetzen"  mehrfach  erwähnt,  und 
wenn  auch  Hermann^)  darin  beizustimmen  ist,  daß  Plato  in  der 
oben  zitierten  Aufzählung  verschiedener  Strafen^)  neben  anderen 
auch  die  Geißelung  nennt,  ohne  hierbei  etwa  nur  von  Fremden 
und  Sklaven  zu  sprechen,  so  muß  doch  andererseits  darauf  hin- 
gewiesen werden,  daß  der  Philosoph  nur  an  einer  Stelle  die 
Geißelung  als  ordentliche  gerichtliche  Strafe  für  das  Vergehen 
eines  freien  Bürgers  und  auch  dort  nur  bis  zu  einer  gewissen 
Altersgrenze  festsetzt^).  Während  sie  den  Fremden  und  noch 
häufiger  den  Sklaven  gegenüber  wiederholt  zur  Anwendung 
gelangf*),  kommt  die  Geißelung  bei  Bürgern  als  Hauptstrafe  im 
allgemeinen  nicht  in  Frage.  Ob  Plato  bei  der  einmal  erwähnten 
Nebenstrafe,  die  er  allgemein  als  „schimpfliche  Behandlung"^) 
bezeichnet,  auch  an  Geißelhiebe  gedacht  hat,  läßt  sich  nicht 
beurteilen. 

Die  Geldstrafe  erwähnt  Plato  sowohl  als  Hauptstrafe,  so 
bei  Unterlassung  der  Beistandleistung  gegen  Mißhandlung 
(IX  S.  880  D),  Unterschlagung  von  Staatseigentum  durch  Fremde 
und  Sklaven  (XII  S.  941  E)  und  Einstellung  eines  vom  Kriegs- 
dienste Ausgeschlossenen  in  das  Heer  (XII  S.  945  A),  wie  auch 
als  Nebenstrafe  bei  Tempelraub  (IX  S.  855  A)  und  dem  unten  noch 
zu  erwähnenden  Vergehen  der  Preisgabe  der  Waffen  (XII S.  945  A). 

1)  A.  a.  O.  S.  44. 

2)  IX  S.  855  C. 

3)  Bei  schlechter  Behandlung  der  Eltern  (XI  S.932B). 

4)  So  bei  Tempelraub  (IX  S.854D),  Ermordung  eines  Freien  durch 
einen  Sklaven  (IX  S.872B),  Mißhandlung  (IX  S.879E  und  882  B),  Unter- 
lassung der  Beistandleistung  gegen  Mißhandlung  (IX  S.881C)  und'waren- 
verfälschung  (XI  S.  917E). 

5)  .irjo.-i7]Mty.iO!ii6g  IX  S.  855  B. 
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Zuweilen  nimmt  die  Geldstrafe  den  Ch:irakter  einer  an  den 
Verletzten  zu  zahlenden  Buße  an,  die  sich  nicht  nur  in  der  Höhe 
des  verursachten  Schadens  hält,  sondern  diesen  oft  erheblich 
übersteigt,  so  bei  Diebstahl  (IX  S.  857  A)  und  Verwundung  im 
Affekt  (IX  S.  878B,  C).  Auffällig  erscheint  es,  daß  die  Geld- 
strafe nicht  nur  gegen  die  besitzenden  Bü  *ger  und  freien  Nicht- 
bürger  bestimmt  ist,  sondern  daß  sie  ausdrücklich  auch  als  Strafe 
der  Sklaven  Erwähnung  findet^). 

Ehrenstrafen  setzt  Plato  gegen  denjenigen  fest,  der  ohne 
die  Erlaubnis  des  Heerführers  von  einem  Feldzuge  zurückbleibt, 
oder  der  im  Kriege  die  Flucht  unter  Preisgabe  seiner  Waffen 
dem  Tode  vorzieht^).  Jener  darf  sich  nierials  um  einen  Kampf- 
preis bewerben,  dieser  nie  wieder  an  einem  Kriegszuge  teil- 
nehmen.    Geldstrafen  und  andere  treten  als  Nebenstrafen  hinzu. 

Auch  die  reinen  Nebenstrafen  richten  sich  zumeist  gegen 
die  Ehre  des  Täters,  seltener  gegen  andere  Rechtsgüter.  Unter 
den  letzteren  ist  die  strafweise  Trennung  von  Ehegatten  und 
Verwandten  zu  erwähnen,  die  zu  der  Strafe  des  Totschlags 
hinzutritt,  wenn  einer  der  Ehegatten  oder  der  Verwandten  ein 
Familienmitglied  in  der  Leidenschaft  tötetti*^).  Von  den  Neben- 
strafen, die  sich  gegen  die  Ehre  wenden,  wurde  oben  bereits 
die  allgemein  als  „schimpfliche  Behandlung**  bezeichnete  Strafe 
erwähnt.  Es  kommen  die  minder  ehrenvo  len  Sitze  und  das  An- 
den-Pranger-steilen hinzu,  welche  in  der  schon  mehrfach  er- 
wähnten Aufzählung^)  genannt  werden,  chne  daß  sie  sonst  an 
irgend  einer  Stelle  für  bestimmte  Delikte  als  Strafe  festgesetzt 
sind.  Für  Sklaven  und  Fremde  wird  einnal,  beim  Tempelraub, 
die  Brandmarkung  als  Nebenstrafe  normiert^).  Aber  auch  noch 
nach  dem  Tode  verfolgen  den  Verbrecher  mitunter  entehrende 
Strafen.     Dem  Mörder  soll   kein  Grab  in  der  Heimat  des  von 


1)  Z.  B.  XII  S.941  E. 
•^)  XII  S.943B,945A. 

3)  IX  S.868C— E. 

4)  IX  S.  855  C.  —  Vgl.  Hermann  a.  a.  0.  S.  42  Anm.  1  und  S.  47 
Anm.  4. 

5)  IX  S.854D. 
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ihm  Erschlagenen  zuteil  werden^),  und  der  Selbstmörder  an  ein- 
samer, unbebauter  Stelle  ohne  Grabdenkmal  bestattet  sein^).  Der 
Leichnam  des  Gottesleugners,  der  sein  Leben  in  dem  schärfsten 
der  drei  Gefängnisse  beschloß,  soll  unbestattet  über  die  Landes- 
grenze geworfen  werden^),  und  ein  gleiches  Los  trifft  den  Vater- 
oder Muttermörder,  nachdem  noch  zuvor  sein  Leichnam  gesteinigt 
ist^).  Alles  in  allem  bieten  die  „Gesetze"  ein  reichhaltiges 
Strafensystem,  das  für  weichliche  Milde  keinen  Raum  gewährt, 
das  sich  aber  ebenso  sehr  von  der  im  Altertum  manchmal 
beobachteten  tyrannischen  Grausamkeit  der  Strafbestimmungen 
fernhält. 

§  10. 

2.  Die  Strafzumessung. 

Während  wir  gewohnt  sind,  in  den  Strafgesetzgebungen 
der  älteren  Zeit  zumeist  eine  bis  in  die  Einzelheiten  genaue  Fest- 
setzung der  Strafe  für  jedes  Delikt  zu  finden,  vertritt  Plato  das 
moderne  Prinzip,  weite  Strafrahmen  aufzustellen  und  die  richter- 
liche Gewalt  so  frei  und  umfassend,  wie  möglich,  zu  gestalten^). 
Er  spricht  seinen  Richtern  das  Vertrauen  aus,  daß  sie  sich  bei 
der  Ausübung  ihres  Amtes  bewähren  würden,  und  daß  er  ihnen 
deshalb  das  Meiste  selbst  überlassen  könne.  Durch  einen  Umriß 
und  Musterstrafen  will  er  ihnen  den  richtigen  Weg  weisen,  damit 


1)  IX  S.871  D. 

2)  IX  S.873D.  —  Vgl.  Herrlich  a.a.O.  S.  22  zu  Anm.  124,  Platner 
a.a.O.  S.684. 

3)  X  S.909C. 

4)  IX  S.873B.  —  Vgl.  Herrlich  a.a.O.  S.  15  zu  Anm.  77. 

^)  IX  8. 876  B  ff,  besonders  D:  i^ieid))  dt  oig  fjf^ieig  vo!.wüsTovßev, 
od/,  ilYAOia  Lf.i^ie/.elg  avTobg  oiöf.i,ed^  äv  vöv  zoiomov  ytyveodai  Koizäg, 
i.-iiToe.iviov  öi)  xä  Jz?,eiOTa.  oi)  ßi)v  dAA'  o^jieo  cioÄ/Azig  u:n:oiiiv  ze  y.al 
H)odaa!iiev  iv  rfi  zcbv  t}.i:TQOodev  voixo\>ei;))oei  vöficov,  xö  ^eQiyQaq)if]v  xe 
y.al  xobg  xv:iovg  xv)v  xijLioouTyv  eiJiövxag  öovvat  xa  JiaQader/i.iaxa  xotoi 
öiy.aovalg  xov  ^Ufzioxe  ßalveiv  Igco  xfjg  6iy.i)g,  xöxe  xe  i)v  ögMxaxa  exov  xai 
ötf  y.al  vvv  xovx'  abxö  :iou)xtov,  tjzavs/.Mvxag  f)dr)  mO.iv  ^tiI  xovg  vöf^iovg. 
Ebenso  XI  S.934B,C.  —  Vgl.  Platner  a.a.O.  S.684,  Gilbert  a.a.O.S.480 
zu  Anm.  2. 
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sie  die  Grenzen  des  Rechts  nach  keiner  Se  te  hin  überschreiten, 
die  Abmessung  der  einzelnen  Strafe  aber  ihinen  allein  überlassen, 
und  er  hofft,  daß  die  Richter  durch  verständnisvolles  Eingehen 
auf  seine  Intentionen  das  große  Werk  des  Gesetzgebers  er- 
gänzen und  praktisch  zur  Durchführung  bringen  werden.  Für 
einen  Gesetzgeber  des  Altertums  sicherlich  ein  selten  hoher 
Standpunkt! 

Diesem  Grundsatz,  der  eine  logische  Konsequenz  des  oft 
wiederholten  Gedankens  darstellt,  daß  die  Gesinnung  des  Ver- 
brechers in  erster  Linie  zu  berücksichtigen  sei,  entsprechen  die 
strafrechtlichen  Bestimmungen  der  „Geset2e"  durchaus.  Wenn 
man  von  den  Delikten  absieht,  für  welche  Todesstrafe  oder 
lebenslängliche  Verbannung  oder  Haft  angedroht  ist,  so 
findet  man  selten  ein  bestimmtes  Straf  naß  vorgeschrieben. 
Ja,  Plato  geht  noch  weiter,  indem  er  vereinzelt,  so  bei  Miß- 
achtung der  Eltern  durch  ihre  erwachsenen  Kinder  (XI  S.  932  C), 
bei  Giftmischerei  und  Zauberei  durch  Unkundige  (XI  S.933  D,  E) 
und  bei  den  Vergehen  eines  Herolds  (XII  S.  941  A),  gar  keinen 
Strafrahmen  gibt,  sondern  die  gesamte  Entscheidung  über  Straf- 
art und  -maß  dem  Richter  überläßt,  oder  bc  i  anderer  Gelegenheit 
nur  einen  Teil  der  Strafe  festsetzt  und  die  weitere  Bestrafung 
jenem  anheimgibt^). 

Bei  einer  Reihe  von  Verbrechen  bildet  der  Rückfall  einen 
Strafschärfungsgrund,  ja,  das  Rückfallsdelikt  wird  oft  erheblich 
schwerer  bestraft  als  das  erste  Vergehen-).  Insbesondere  zieht 
Plato  zuweilen  aus  der  Tatsache  des  Rückfalls  den  Schluß,  daß 
der  Täter  unverbesserlich  sei,  daß  auf  ihn  bessernde  Strafen 
keinen  Einfluß  mehr  ausübten,  und  setzt  c  eshalb  für  das  Rück- 
fallsdelikt die  Todesstrafe  fest.  Strafmildernd  wirkt  es  dagegen 
überall,  wenn  der  Täter  aus  Unverstand  sich  zu  dem  Delikt  hat 


1)  Z.  B  bei  dem  Vergehen  der  Vernachlässigung  der  Heerespflicht 
(XII  S.943B).  Völlige  Freiheit  genießt  der  Richter,  wie  wir  sahen,  auch 
bei  der  Beurteilung  der  Tötungen  im  Affekt  (IX  S.867  D,  E).  Vgl.  oben 
S.  44,  45. 

^)  Z.  B.  bei  Verachtung  der  Götter,  Wahl  eines  unwürdigen  Berufes 
und  Rechtsverdrehung  aus  Streitsucht  (XI  S.  909  A,  920  A,  938  C). 
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verleiten  lassen^).  Völlige  Straflosigkeit  wird  manchmal  durch 
die  freiwillige  Verzeihung  des  Verletzten  bewirkt:  Wer  im  Zorn 
einen  Totschlag  beging,  bleibt  immer  straflos,  wenn  ihm  der 
Erschlagene  vor  seinem  Tode  freiwillig  Verzeihung  zuteil  werden 
ließ,  mag  der  Täter  auch  an  sich  eine  Strafe  verdienen^).  Selbst 
die  in  der  Aufwallung  begangene  Tötung  des  Vaters  oder  der 
Mutter,  die  sonst  stets  mit  dem  Tode  gesühnt  werden  muß, 
bleibt  unter  diesen  Umständen  straflos. 

Einen  Unterschied  in  der  Bestrafung  völlig  gleichliegender 
Fälle  will  Plato  zuweilen  in  Hinsicht  auf  die  Person  des  Täters 
gemacht  wissen.  Es  wurde  bereits  oben  bei  der  Besprechung 
über  das  Subjekt  des  Verbrechens  auf  die  verschiedenartige 
Behandlung  hingewiesen,  welche  Bürger,  Fremde  und  Sklaven 
dadurch  erfahren,  daß  zuweilen  der  einheimische  Bürger  unter 
Berücksichtigung  seiner  Erziehung  schwerer  bestraft,  bei  anderer 
Gelegenheit  der  Sklave  als  Rechtloser  strenger  behandelt  wird. 
Doch  auch  in  anderer  Beziehung  ist  die  Person  des  Täters  bei 
der  Festsetzung  der  Strafe  von  Bedeutung.  Das  Verbrechen 
des  Giftmischens  wird,  wenn  der  Täter  ein  Arzt  ist,  mit  dem 
Tode  geahndet;  ist  er  ein  Laie,  so  bleibt  die  Bemessung  der 
Strafe  dem  Richter  überlassen^).  Ebenso  soll  derjenige,  der 
durch  Zauberei  einem  anderen  Schaden  zufügte,  wenn  er  der 
Zeichendeuterei  kundig  ist,  zum  Tode  geführt,  ist  er  ihrer 
unkundig,  nach  dem  Ermessen  des  Gerichts  bestraft  werden. 
Es  könnte  an  sich  wunderbar  erscheinen,  daß  hier  der  Sach- 
verständige härter  bedroht  ist  als  derjenige,  der  sich,  ohne  etwas 
davon  zu  verstehen,  auf  den  Gebrauch  von  Giften  oder  auf 
Zauberei  einläßt  und  dadurch  Schaden  anrichtet.  Eine  zutreffende 
Erklärung  dürfte  Platner  gefunden  haben,  wenn  er  den  Grund 
für  diese  verschiedenen  Strafansätze  in  der  Erwägung  erblickt, 
„daß  der  Arzt  und  der  Wahrsager  seine  Wissenschaft  mißbraucht, 
daß   aber  dieser  Mißbrauch   eine  härtere  Ahndung  verdient"^). 


1)  XI  S.934A. 

2)  IX  S.869A,D,E. 

3)  XI  S.  933Cff. 
^)  A.a.O.  S.686. 


Wir  haben  es  hier  also  mit  dem  uns  noch  heute  geläufigen 
Grundsatze  zu  tun,  daß  das  unter  Vernachlässigung  einer  Berufs- 
pflicht begangene  Verbrechen  eine  schwerere  Strafe  nach  sich  zieht. 
Ähnlich  wie  die  Person  des  Täters  nacht  sich  auch  bei 
manchen  Delikten  die  Rücksicht  auf  die  Person  des  Verletzten 
bei  der  Festsetzung  der  Strafen  geltend.  Strafschärfend  wirkt 
es  vor  allem,  wenn  der  Verletzte  der  Vater  oder  die  Mutter 
des  Täters,  zuweilen  auch,  wenn  jener  nur  älter  als  dieser  ist. 
Plato  predigt  allgemein  Achtung  vor  den  Eltern^)  und  Scheu 
vor  dem  Alter^).  Deshalb  ist,  wie  schon  oben  erwähnt,  die 
Notwehr  den  Eltern  gegenüber  immer,  einem  Älteren  gegenüber 
wenigstens  bei  einfacher  Mißhandlung  verboten.  Deshalb  wird 
aber  auch  derjenige,  der  Vater  oder  Mutter  im  Zorn  erschlug 
oder  einen  von  ihnen  vorsätzlich  verwundete,  mit  dem  Tode 
bestraft'^),  wo  sonst  Landesverweisung  odsr  gar  Straflosigkeit 
einzutreten  pflegt.  Auch  wer  seinen  Bruder  oder  seine  Schwester 
in  Tötungsabsicht  verwundete,  soll,  entgegen  der  allgemeinen 
Regel,  die  Tat  mit  dem  Tode  sühnen^).  Uid  wer  den  an  Jahren 
Älteren  oder  gar  seinen  Vater  oder  seine  Mutter  mißhandelte, 
wird  strenger  bestraft  als  derjenige,  der  sich  gegen  eine  andere 
Person  vergaßt).  Sonst  aber  ist  der  Richter  frei  und  muß  durch 
Abwägung  aller  in  Betracht  kommenden  Umstände  selbst  er- 
mitteln, wer  die  schwerere  Strafe  verdient,  und  wen  er  milder 
beurteilen  darf. 


ii 


1)  XI  S.  931  E  ff.:  .Tag  di)  vovv  ezcov  q^oßeiza.  xal  vtfjiq,  yoveov  ei)/d?* 
eiöcbg  JioAAotg  xal  :iokldy.ig  i;iixelüg  yevo(.ievag.  romcov  ovv  ovtco  q)vaet 
ÖLazsTayfievcov  Toig  iilv  dyad^oig  egi^iacov  siQoyo'voi  yi^gam,  tßvceg  iiexQi' 
T&v  idyätiov  Tov  ßCov,  y,al  äiJiiovreg  i'fc'ot  ocfödga  nodetvoi,  voig  de  y.ay,olg 
ed  fm/.a  (poßegoL  Jiäg  öi]  ttf.iAvo)  Jidoaig  rifiaig  raig  ivvöi^ioig  vovg  amov 
yevvijTogag  wig  vvv  Jieiodeig  ?,öyotg. 

2)  IX  S.879C:  jväg  fi^lv  aiöeiodco  vöv  tav-ov  n;geoßvTegov  tgy({)  xe 
y.al  Itiw  xöv  de  :igoexovxa  eiKootv  i)hxCag  iveOLV,  dggeva  i]  dtp.vv,  vofxi^oiv 
6)g  ^axtga  ij  mxtga  öietdaßeia^co,  xat  Jidorig  xfi;  dmaxng  i)hiiiag  aixtöv 
(fcxvaai  'Aal  xey.eiv  d.Tf'/otro  äel  i^ecov  yeve^/Jcov  ;f3ptv. 

3)  IX  S.869C,  S.877B. 
*)  IX  S.877B,C. 

5)  IX  S.880Bff.,  S.881Bff. 
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Schluß. 
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Piatos  Strafgesetzgebung  ist  aufgebaut  auf   dem  Zweck- 
gedanken des  ihm  vorschwebenden  Staatswesens.   Dieser  Staats- 
zweck,  der  die  Vervollkommnung  aller  Bürger  in  der  Tugend 
zum  Gegenstande  hat,  mußte  notwendig  auf  die  Gestaltung  der 
Strafgesetze  in  der  Richtung  einwirken,  daß  die  Strafbestimmungen 
überall  dort,  aber  auch  nur  dort  zur  Geltung  zu  gelangen  haben, 
wo  eine  Verletzung  der  Tugend  vorgekommen  ist.    Die  Tugend 
aber   ist   eine  Eigenschaft   des    menschlichen    Innenlebens,    der 
Seele,  und  so  mußte  die  Anwendung  der  Strafgesetze  als  eines 
Mittels  zur  Verwirklichung  des  Staatszweckes  mit  Notwendigkeit 
zu  einer  energischen  Betonung  des  subjektiven  Momentes,  der 
Gesinnung  des  Täters  bei  der  Beurteilung  der  einzelnen  Hand- 
lung führen.     Dennoch  wird   dieser  Standpunkt  nicht  einseitig 
festgehalten,  auch  der  objektive  Erfolg  findet  Berücksichtigung, 
und  in  der  wunderbaren,   auf  die  praktische  Brauchbarkeit  der 
Gesetze  berechneten  Mischung  beider  Momente  liegt  die  Größe 
des   platonischen   Strafrechtswerkes.      Diesen   Gedanken   bringt 
Platner  treffend  zum  Ausdruck,  wenn  er  als  wesentlichsten  Er- 
folg seines  Überblickes    „über  die   Principien  der  platonischen 
Criminalgesetze"  an  dessen  Schlüsse  i)  bezeichnet,  daß  er  gezeigt 
habe,    „wie   in   den  platonischen   Strafbestimmungen,  der  Idee 
vom  Staat  gemäß,  das  Moment  der  Subjektivität,   und  also  der 
moralischen  Schätzung  vorwiegt,  daß  aber  dieses  Princip  nicht 
ausschließlich    durchgeführt   ist,   indem    auch    das    Princip    der 
Schädlichkeit    und   Gefährlichkeit    für    den   Staat    zur    Geltung 
gebracht  wird".     Die  Betonung  der  verbrecherischen  Gesinnung, 
die  in  einer  für  unsere  Begriffe  zu  weit  gegangenen  Konsequenz 
bis  zur  Verneinung  jeglicher  Fahrlässigkeitsdelikte   führt,   weil 
dem  fahrlässig  Handelnden  wohl  ein  gewisser  Leichtsinn,   nicht 
aber  Böswilligkeit  innewohnt,   die  aber  andererseits  namentlich 
dort,  wo  sie  zu  Härten  Veranlassung  geben  könnte,  auch  für 

0  S.686. 


eine  Bemessung  der  Strafe  im  Verhältnis  zu  dem  schädlichen 
Erfolge  Raum  bietet,  wie  wir  sie  namentlich  bei  den  Körper- 
verletzungen in  Tötungsabsicht  kennen  lernten,  macht  Piatos 
Straf rechtsentwurf  praktisch  verwendbar.  Wir  dürfen  von  Piatos 
undurchführbarem  Staatszweck  getrost  absehen:  wenn  wir  die 
von  ihm  aufgestellten  strafrechtlichen  Grundsätze  auch  dann 
noch  nicht  durchweg  akzeptieren  können,  so  namentlich  nicht 
die  schon  soeben  erwähnte  Verneinung  aller  Fahrlässigkeits- 
delikte und  die  Beurteilung  der  Rechtswidrigkeit  nach  psycho- 
logischen Vorgängen,  so  bleiben  seine  Theorien  doch  auch 
von  unserem  heutigen  Standpunkte  aus  in  großen  und  ganzen 
diskutierbar,  und  damit  dürfte  der  Wert  ihrer  Erforschung  hin- 
reichend gegeben  sein. 

Piatos  „Gesetze"  sind  ein  Entwurf  ^:eblieben,  der  niemals 
in  irgend  einem  Staatswesen  Rechtskralt  erlangt  hat.  Aber 
Plato  war  nicht  umsonst,  während  er  sich  selbst  vom  politischen 
Leben  seiner  Vaterstadt  fernhielt,  der  Lehxr  zahlreicher  junger 
Leute,  die  späterhin  in  den  griechischen  Staaten,  insbesondere 
in  Athen,  an  der  Leitung  der  Regieruiigsgeschäfte  beteiligt 
waren.  Und  wie  im  Mittelalter  die  Rezeption  römischer  Rechts- 
gedanken in  Deutschland  zum  nicht  geringen  Teil  darauf  zurückzu- 
führen war,  daß  deutsche  Juristen  an  italienischen  Hochschulen 
studierten  und  dort  die  Lehren  des  römischen  Rechts  kennen 
lernten,  so  mag  auch  manche  von  Piatos  Rechtsideen  durch 
seine  Schüler  in  die  Praxis  übertragen  und  so  auf  die  Gestaltung 
des  Strafrechts  von  Einfluß  geworden  :5ein.  Wie  Plato  als 
Philosoph  auf  die  Bildung  des  Rechts  aller  Zeiten  und  wie  seine 
Lehre  vom  Zweck  der  Strafe  auf  das  römische  Recht  gestaltend 
eingewirkt  hat,  dessen  ist  schon  an  friiherer  Stelle  gedacht 
worden.  Und  sicherlich,  wer  sich  beim  Studium  des  Straf  rechts 
die  platonischen  Grundsätze  und  Gedanken  zu  eigen  machte, 
sei  es,  daß  er  direkt  als  Schüler  zu  den  Füßen  des  Philosophen 
saß,  sei  es,  daß  er  in  späteren  Jahrhunderten  sich  den  Geist 
seiner  Werke  zu  eigen  machte,  der  hatte  sich  keinen  schlechten 
Lehrmeister  gewählt! 


Lebenslauf. 


Ich,  Leopold  Heinrich  Hermann  Schröer,  wurde  am  3.  Mai  1885 
zu  Ostrowo,  Regierungsbezirk  Posen,  geboren  und  bin  kathoHscher 
Konfession.  Mein  Vater,  Geheimer  Regierungsrat  Professor  Dr.phil. 
Heinrich  Schröer,  ist  Direktor  des  Königlichen  Marien-Gymnasiums 
zu  Posen,  meine  Mutter  ist  die  Tochter  des  verstorbenen  Rechts- 
anwalts und  Notars  Mantell  in  Paderborn.  Ich  bin  preußischer 
Staatsangehöriger  und  habe  meinen  Wohnsitz  in  Posen.  Nachdem 
ich  das  Gymnasium  zu  Gnesen  und  das  Marien-Gymnasium  zu  Posen 
besucht  und  an  letzterer  Anstalt  Ostern  1903  die  Reifeprüfung  ab- 
gelegt hatte,  studierte  ich  an  den  Universitäten  zu  Bonn,  München, 
Berlin  und  Münster  Rechtswissenschaft  und  hörte  daneben  auch 
nationalökonomische  und  allgemeinwissenschaftliche  Vorlesungen. 
Am  23.  Juni  1906  bestand  ich  vor  der  Prüfungskommission  des 
Königlichen  Oberlandesgerichts  in  Hamm  die  Referendarprüfung 
mit  dem  Prädikat  „gut"  und  bin  gegenwärtig  als  Referendar  am 
Amtsgeiicht  in  Posen  beschäftigt.  Das  Rigorosum  bestand  ich  am 
31.  Januar  1910  in  Münster,  das  Prädikat  der  Doktorprüfung  wurde 
durch  Fakultätsbeschluß  auf  „cum  laude"  festgesetzt. 

Es  sei  mir  gestattet,  an  dieser  Stelle  Herrn  Professor  Dr.  Rosen- 
feld in  Münster  meinen  aufrichtigen  Dank  auszusprechen  für  das 
liebenswürdige  Interesse,  das  er  meinen  Studien  jederzeit  entgegen- 
gebracht hat.  Auch  bei  der  Abfassung  der  vorliegenden  Arbeit 
gebührt  ihm  für  die  freundliche  Angabe  von  Literatur,  sowie  beiden 
Herren  Referenten  für  die  wertvollen  Anregungen,  die  sie  mir  bei 
der  Korrektur  der  Arbeit  gegeben  haben,  verbindlicher  Dank. 


^>    I  # 
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